Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 848 


Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. September 1954 

4 — 20300 — 83/54 V 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Personenstandsgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind die Bundesminister des Innern und der Justiz. 

Der Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grund- 
gesetzes in seiner 120. Sitzung am 19. März 1954 nach der Anlage 2 
Stellung genommen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Dnidi: Bonner UnlversltfltS'Budidruckerel Gebr. Scheur. Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger. Bad Godesberg, Rheinallee 20. 
Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Personenstandsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Personenstanidsgesetz vom 3. Novem- 
ber 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1146) in der 
Fassung der Vierten Verordnung zur Ausfüh- 
rung und Ergänzung des Personenstandsge- 
setzes vom 27. September 1944 (Reichsge- 
setzbl. I S. 219) und des Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Personenstandsge- 
setzes vom 15. Januar 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 57) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Standesbeamte führt ein Hei- 
ratsbuch, ein Familienbuch, ein Geburten- 
buch und ein Sterbebuch.“ 

2. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Helratsbuch dient zur Beur- 
kundung der Eheschließungen. Das Fami- 
lienbuch ist dazu bestimmt, den Perso- 
nenstand der Familienangehörigen und 
ihren verwandtschaftlichen Zusammen- 
hang ersichtlich zu machen.“ 

3. Die Überschriften vor § 3 erhalten fol- 
gende Fassung: 

„Zweiter Abschnitt 

Aufgebot, Heiratsbuch und Familienbuch 
a) Aufgebot“ 

4. § 5 erhält folgende Fassung: 

4 5 

(1) Die Verlobten haben bei der Bestel- 
lung des Aufgebots dem Standesbeamten 
ihre Geburtsurkunden vorzulegen. 

(2) Der Standesbeamte darf das Aufge- 


bot nur erlassen oder Befreiung vom 
Aufgebot nur bewilligen, wenn die Ver- 
lobten nachweisen, daß der beabsichtig- 
ten Eheschließung kein Ehchindernis ent- 
gegensteht. Reichen die Geburtsurkunden 
nicht aus, so hat der Standesbeamte wei- 
tere Urkunden zu fordern. 

(3) Ist den Verlobten die Beschaffung 
der erforderlichen Urkunden nidit oder 
nur mit erheblichen Schwierigkeiten oder 
unverhältnismäßig hohen Kosten mög- 
lich, so kann der Standesbeamte sich mit 
der Vorlage kirchlicher oder anderer be- 
weiskräftiger Bescheinigungen begnügen. 
Der Standesbeamte kann die Verlobten 
von der Beibringung von Urkunden und 
Bescheinigungen befreien, wenn er die zu 
beweisenden Tatsadien kennt oder sich 
davon auf andere Weise Gewißheit ver- 
schafft hat. Notfalls kann er zum Nad'i- 
weis eidesstattliche Erklärungen der Ver- 
lobten oder anderer Personen entgegen- 
nehmen. 

(4) Die zur Eheschließung erforderliche 
Einwilligung der Eltern, des Vormundes 
oder Pflegers ist durch öffentliche oder 
öffentlich beglaubigte Urkunden nachzu- 
weisen. Für die Beurkundung oder Be- 
glaubigung der Einwilligungserklärungen 
ist auch jeder Standesbeamte zuständig.“ 

5. Nach § 5 wird folgender § 5 a eingefügt: 

„§ 5 a 

(1) Das Ehefähigkeitszeugnis für aus- 
ländische Verlobte muß, falls durch Staats- 
vertrag nichts anderes vereinbart ist, mit 
der Bescheinigung des zuständigen deut- 
schen Konsuls darüber versehen sein, daß 
die ausländische Behörde zur Ausstellung 
des Zeugnisses befugt ist. Das Zeugnis 
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verliert seine Kraft, wenn die Ehe nicht 
binnen sechs Monaten seit der Ausstel- 
lung geschlossen wird; ist in dem Zeug- 
nis eine kürzere Geltungsdauer angege- 
ben, so bewendet es hierbei. 

(2) Will ein Verlobter von der Beibrin- 
gung des Ehefähigkeitszeugnisses befreit 
werden, so hat der Standesbeamte den 
Antrag entgegenzunehmen und die Ent- 
scheidung vorzubereiten; hierbei hat er alle 
Nachweise zu fordern, die vor der An- 
ordnung des Aufgebots erbracht werden 
müssen. Auch kann er eine eidesstattliche 
Erklärung über Tatsachen, die für die Be- 
freiung von der Beibringung des Ehe- 
fähigkeltszeugnisses erheblich sind, ent- 
gegennehmen.“ 

6. Die §§ 6, 7 erhalten folgende Fassung: 

4 6 

(1) Nach Ablauf der Aufgebotsfrist 
darf die Eheschließung vorgenommen 
werden, falls dem Standesbeamten kein 
Ehehindernis bekanntgeworden ist. 

(2) Wollen die Verlobten vor einem 
Standesbeamten heiraten, der für die Ehe- 
schließung nicht zuständig ist, so muß in 
der von dem zuständigen Standesbeam- 
ten auszustellenden Ermächtigung be- 
scheinigt werden, daß das Aufgebot er- 
lassen oder die Ehe ohne Aufgebot ge- 
schlossen werden darf und daß kein Ehe- 
hindernis bekanntgeworden ist. 

(3) Wollen die Verlobten vor einem 
Standesbeamten heiraten, der für die Ehe- 
schließung zwar zuständig ist, aber das 
Aufgebot nicht erlassen hat, so müssen 
sie eine Besdielnlgung des Standesbeam- 
ten, der das Aufgebot erlassen hat, dar- 
über vorlegen, daß das Aufgebot erlassen 
und kein Ehehindernis bekanntgeworden 
ist. 

§ 7 

Soll die Ehe wegen lebensgefährlicher 
Erkrankung eines Verlobten ohne Aufge- 
bot geschlossen werden, so muß durch 
ärztliches Zeugnis oder auf aridere Welse 
nacligewiesen werden, daß die Eheschlie- 
ßung nicht aufgeschoben werden kann. In 
diesem Falle muß glaubhaft gemacht wer- 
den, daß kein Ehehindernis besteht.“ 

7. Nach § 7 wird folgender § 7 a eingefügt: 

4 7 a 

(1) Die Befreiung vom Ehehindernis 


der Wartezeit erteilt der Standesbeamte, 
der das Aufgebot erläßt oder Befreiung 
vom Aufgebot bewilligt. Soll die Ehe im 
Ausland geschlossen werden, so erteilt der 
Standesbeamte die Befreiung, der für die 
Ausstellung des Ehefähigkeitszeugnisses 
zuständig ist. Kann die Ehe wegen lebens- 
gefährlicher Erkrankung eines Verlobten 
ohne Aufgebot gesdilossen werden, so ist 
für die Befreiung der Standesbeamte zu- 
ständig, vor dem die Ehe geschlossen 
wird. 

(2) Der Standesbeamte soll die Befrei- 
ung nur versagen, wenn die Frau von 
ihrem früheren Mann schwanger ist.“ 

8. Die Überschrift vor § 9 erhält folgende 
Fassung: 

„b) Fieiratsbuch“ 

9. § 9 erhält folgende Fassung: 

4 9 

Jede Eheschließung ist im Beiseln der 
Ehegatten und der Zeugen im Heirats- 
buch zu beurkunden.“ 

10. § 10 fällt weg. 

11. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In das Heiratsbuch werden einge- 
tragen: 

1. die Vor- und Familiennamen der Ehe- 
schließenden, ihr Beruf und Wohnort, 
Ort und Tag ihrer Geburt sowie ihr 
religiöses Bekenntnis, 

2. die Vor- und Familiennamen 'der Zeu- 
gen, ihr Alter, Beruf und Wohnort, 

3. die Erklärung der Eheschließenden, 

4. der Ausspruch des Standesbeamten.“ 

12. Vor § 12 wird folgende Überschrift ein- 
gefügt: 

„c) Familienbuch“ 

13. An die Stelle der §§ 12 bis 15 treten fol- 
gende Vorschriften: 

4 12 

(1) Das Familienbuch wird im Anschluß 
an die Eheschließung von dem Standesbe- 
amten, vor dem die Ehe geschlossen ist, 
angelegt. 

(2) In das Familienbuch werden einge- 
tragen: 

1. die Vor- und Familiennamen der Ehe- 
gatten, ihr Beruf, Ort und Tag ihrer 



Geburt und ihrer Eheschließung sowie 
ihr religiöses Bekenntnis, 

2. die Vor- und Familiennamen sowie 
Wohnort oder letzter Wohnort der 
Eltern der Ehegatten, 

3. ein Vermerk über die Staatsangehörig- 
keit der Ehegatten, falls diese von den 
Ehegatten nachgewiesen wird. 

§ 13 

(1) Das Familienbuch ist ständig fort- 
zuführen. Zuständig ist der Standesbe- 
amte, in dessen Bezirk die Ehegatten 
ihren jeweiligen Wohnsitz, beim Fehlen 
eines Wohnsitzes ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben. Leben die Ehegatten 
getrennt, so wird das Familienbuch von 
dem für den Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt des Mannes zuständigen Stan- 
desbeamten fortgeführt. 

(2) Fiat der Mann im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes weder Wohnsitz noch ge- 
wöhnlichen Aufenthalt, so wird das Fa- 
milienbuch von dem für den Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt der Frau 
zuständigen Standesbeamten fortgeführt. 

(3) Fiat keiner der Ehegatten im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes seinen Wohn- 
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, so 
wird das Familienbuch von dem Standes- 
beamten des Standesamts I in Berlin fort- 
geführt. 

(4) Wird die Ehe durch den Tod eines 
Ehegatten aufgelöst oder wird ein Ehe- 
gatte für tot erklärt oder seine Todeszeit 
gerichtlich festgestellt, so wird das Fami- 
lienbuch von dem für den Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt des anderen 
jEhegatten zuständigen Standesbeamten 
fortgeführt. Absatz 3 gilt entsprechend. 

(5) Wird die Ehe geschieden, aufge- 
hoben oder für nichtig erklärt oder stirbt 
der überlebende Ehegatte, wird er für tot 
erklärt oder wird seine Todeszelt gericht- 
lich festgestellt, so wird das Familienbuch 
am bisherigen Führungsort fortgeführt. 

§ 14 

Der Standesbeamte, der das Familien- 
buch fortführt, hat in dieses einzutragen: 

l. den Tod der Ehegatten, ihre Todeser- 
klärung oder die gerichtliche Feststel- 
lung der Todeszeit, 


2. die Aufhebung oder die Scheidung der 
Ehe, 

3. die Nichtigerklärung der Ehe, 

4. die Feststellung des Nichtbestehens der 
Ehe, 

5. die Wiederverheiratung, 

6. jede sonstige Änderung des Personen- 
standes, 

7. die Änderung oder allgemein bindende 
Feststellung des Namens, 

8. den Wechsel des religiösen Bekennt- 
nisses, 

9. einen Vermerk über die Änderung der 
Staatsangehörigkeit, falls die Änderung 
von den Ehegatten nachgewiesen wird. 

§ 15 

(1) Der Standesbeamte hat in das Fami- 
lienbuch der Ehegatten einzutragen: 

1. die ehelichen Kinder der Ehegatten, 

2. die unehelichen Kinder der Frau, so- 
bald das Vormundschaftsgericht fest- 
gestellt hat, daß sie durch die Eheschlie- 
ßung eheliche Kinder der Ehegatten 
geworden sind, 

3. die von den Ehegatten an Kindes Statt 
angenommenen Kinder, 

4. 'die von einem Ehegatten an Kindes 
Statt angenommenen Kinder des an- 
deren Ehegatten. 

In dem Eintrag sind die Vornamen der 
Kinder sowie Ort und Tag ihrer Geburt 
anzugeben; in den Fällen der Nr. 2 bis 4 
ist auch der frühere Familienname zu 
vermerken. 

(2) Der Eintrag ist zu ergänzen: 

1. wenn das Kind die Ehe schließt, 

2. wenn das Kind stirbt oder wenn es für 
tot erklärt oder seine Todeszeit . ge- 
richtlich festgestellt wird, 

3. wenn sidi der Personenstand des Kin- 
des auf andere Weise ändert, 

4. wenn der Name des Kindes geändert 
oder mit allgemein bindender Wirkung 
festgestellt wird. 

Ist oder war das Kind verheiratet, so wird 
im Familienbuch der Ehegatten nur die 
Annahme des Kindes an Kindes Statt 
oder die allgemein bindende Feststellung 
eingetragen, daß das Kind nicht ein ehe- 
liches Kind der Ehegatten ist. 
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§ 15 a 

(1) Das Familienbuch ist außer im Falle 
des § 12 auf Antrag anzulegen. Dies gilt 
nicht, wenn die Ehe vor dem 1. Januar 
1955 im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
geschlossen ist. 

(2) Antragsberechtigt ist jede Person, 
die in das Familienbuch einzutragen ist. 
Vor der Eintragung sind sämtliche Per- 
sonen, die in das Familienbuch einzutra- 
gen sind, zu hören, es sei denn, daß die 
Anhörung untunlich Ist. 

(3) Für die Anlegung und Fortführung 
des Familienbuchs gelten die Vorschriften 
des § 12 Abs. 2 und der §§ 13 bis 15 ent- 
sprechend; im Falle des § 13 Abs. 5 ist 
das Familienbuch von dem Standesbeam- 
ten anzulegen, der vor der Scheidung, 
Aufhebung oder Nichtigerklärung der 
Ehe oder vor dem Tode des zuletzt ver- 
storbenen Ehegatten für die Führung des 
Familienbuchs zuständig gewesen wäre. 
Ist der hiernach zuständige Standesbe- 
amte nicht tätig oder nicht erreichbar, so 
ist das Familienbuch von dem Standes- 
beamten des Standesamts I in Berlin an- 
zulegen. 

§ 15 b 

(1) Soweit gesetzlich nidits anderes be- 
stimmt ist, werden die Eintragungen in 
das Familienbuch, abgesehen von den An- 
gaben über den Beruf, das religiöse Be- 
kenntnis und den Wohnort oder letzten 
Wohnort, auf Grund von Einträgen in 
anderen Personenstandsbüchern oder auf 
Grund von öffentlichen Urkunden vor- 
genommen. § 5 Abs. 3 gilt entsprechend. 
Eintragungen auf Grund eidesstattlicher 
Erklärungen darf der Standesbeamte nur 
mit Zustimmung der unteren Verwal- 
tungsbehörde vornehmen. Dies gilt nicht 
für Gemeinden über 15 000 Einwohner 
und für Gemeinden, für die die höhere 
Verwaltungsbehörde bestimmt hat, daß 
die Eintragungen ohne diese Zustimmung 
vorgenommen werden können. 

(2) Der Standesbeamte hat in das Fa- 
milienbuch nur die Tatsachen einzutragen, 
die er für erwiesen erachtet. Soweit er- 
forderlich, hat er den Sachverhalt durch- 
Ermittlungen aufzuklären. 

(3) Die Eintragungen im Familienbuch 
sind von dem Standesbeamten unter An- 
gabe des Tages der Eintragung zu unter- 
schreiben. 


§ 15 c 

Das Familienbuch wird für ein Kind 
nicht mehr fortgeführt, wenn es die Ehe 
geschlossen hat oder wenn es an Kindes 
Statt aufgenommen worden ist. § 15 
Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt. 

§ 15 d 

(1) Die Erklärung, durch die eine Frau 
dem Familiennamen des Mannes ihren 
Mädchennamen hinzufügt, sowie die Er- 
klärung, durch die eine Frau, deren Ehe 
geschieden oder aufgehoben ist, ihren 
Mädchennamen oder einen früheren Ehe- 
namen wieder annimmt, oder durch die 
der frühere Mann der Frau die Führung 
seines Familiennamens untersagt, kann 
auch von den Standesbeamten beglaubigt 
oder beurkundet werden. 

(2) Zur Entgegennahme der Erklärun- 
gen ist der Standesbeamte zuständig, der 
das Familienbuch für die Frau führt; er 
nimmt auf Grund der Erklärungen die 
Eintragung in das Familienbuch vor. Wird 
ein Familienbuch für die Frau nicht ge- 
führt, so ist der Standesbeamte, der die 
Eheschließung der Frau beurkundet hat, 
und, falls die Ehe nicht im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes geschlossen ist, der 
Standesbeamte des Standesamts I in Ber- 
lin zuständig.“ 

14, Nach § 19 wird' folgender § 19 a elnge- 
fügt: 

4 19 a 

Ist ein Anzeigepflichtiger nach §§ 17 
bis 19 nicht vorhanden und kommt die 
Geburt zur Kenntnis der Gemeindebe- 
hörde, so kann diese die Anzeige schrift- 
lich erstatten.“ 

15. In § 21 Abs, 1 fallen in Nr. 1 die Worte: 
„soweit sie der jüdischen Religionsgemein- 
schaft angehören oder angehört haben“ 
weg. 

16, § 22 erhält folgenden neuen Absatz 2: 

„(2) Die Vornamen des Kindes können 
nachträglich auch einem anderen Standes- 
beamten als dem, der die Geburt des 
Kindes beurkundet hat, angezeigt wer- 
den.“ 

17. § 26 erhält folgende Fassung: 

4 26 

Wird im Geltungsbereidi dieses Geset- 
zes eine Person angetroffen, deren Per- 
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sonenstand nidit festgestellt werden kann, 
so bestimmt die oberste Landesbehörde, 
welcher Geburtsort und Geburtstag für 
sie einzutragen ist; sie bestimmt ferner 
die Vornamen und den Familiennamen. 
Auf ihre Anordnung trägt der Standes- 
beamte dies in das Geburtenbuch ein.“ 

18. § 28 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wird die Anzeige einer Geburt 
länger als drei Monate verzögert, so darf 
die Eintragung nur nach Ermittlung des 
Sachverhalts und, soweit es sich um eine 
kreisangehörige Gemeinde unter 15 000 
Einwohnern handelt, nur mit Genehmi- 
gung der unteren Verwaltungsbehörde 
erfolgen.“ 

19. § 29 erhält folgende Fassung: 

4 29 

(1) Hat der uneheliche Vater oder der 
Ehemann der Mutter nach der Geburt 
des Kindes seine Vaterschaft In öffentlidher 
Urkunde anerkannt, so ist das Aner- 
kenntnis am Rande des Geburtseintrags 
zu vermerken. 

(2) Das Anerkenntnis der Vaterschaft 
und die etwa erforderliche Zustimmung 
des gesetzlichen Vertreters des Anerken- 
nenden können außer von den sonst zu- 
ständigen Stellen auch von den Standes- 
beamten beurkundet werden. Wird das 
Anerkenntnis der Vaterschaft nicht vor 
dem Standesbeamten abgegeben, der die 
Geburt des Kindes beurkundet hat, so ist 
ihm eine beglaubigte Abschrift des An- 
erkenntnisses zu übersenden.“ 

20. Nach § 29 wird folgender § 29 a einge- 
fügt; 

„§ 29 a 

Besitzt die Mutter des Kindes eine 
fremde Staatsangehörigkeit und sieht ihr 
Helmatrecht ein Anerkenntnis der Mut- 
terschaft vor, so gilt für die Beurkundung 
und die Eintragung dieses Anerkennt- 
nisses § 29 entsprechend. Zur Beurkun- 
dung des Anerkenntnisses ist der Standes- 
beamte nur befugt, falls dieses nach dem 
Heimatredit der Mutter rechtswirksam 
vor dem Standesbeamten abgegeben wer- 
den kann.“ 

21. § 31 erhält folgende Fassung: 


4 31 

(1) Ist ein uneheliches Kind durch die 
Eheschließung seiner Eltern ehelich ge- 
worden, so stellt das Vormundsdiaftsge- 
richt dies fest, falls die Geburt des Kindes 
Im Geburtenbuch beurkundet oder das 
Kind infolge der Legitimation in ein Fa- 
milienbuch einzutragen ist. In anderen 
Fällen kann das Vormundscliaftsgcricht 
die Feststellung treffen, falls zur Zeit der 
Legitimation der Vater oder das Kind 
Deutscher war. 

(2) Auf das Verfahren sind die Vor- 
schriften des Gesetzes über die Angele- 
genheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit anzuwenden. Die Beschwerde gegen 
den Beschluß des Vormundsdiaitsgeridits 
steht dem Mann, der Frau und dem Kind 
zu. 

(3) Der Beschluß, durch den die Legiti- 
mation des Kindes festgestellt wird, wird 
erst mit der Rechtskraft wirksam. Einern 
Beteiligten, der sich gegenüber dem Vor- 
mundschaftsgericht mit der Feststellung 
der Legitimation einverstanden erklärt 
hat, wird der Beschluß nur auf seinen An- 
trag bekannt gemacht; ein Beschwerde- 
recht steht ihm nicht zu. Haben sich alle 
Beschwerdeberechtigten mit der Feststel- 
lung der Legitimation einverstanden er- 
klärt, so ist vom Vormundschaf tsgcricht 
auszusprechen, daß der Beschluß rcdits- 
kräftig ist. 

(4) Steht das Kind, weil es noch minder- 
jährig Ist, unter Vormundschaft, so soll 
diese erst aufgehoben werden, wenn der 
Beschluß, durch den die Legitimation 
festgestellt wird, rechtskräftig geworden 
ist. Ist die Mutter Vormund des Kindes 
oder Ist die Vormundschaft aufgehoben, 
so ist dem geschäftsunfähigen oder in der 
Geschäftsfähigkeit beschränkten Kinde ein 
Pfleger für das Verfahren zu bestellen. 
§ 59 des Gesetzes über die Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
bleibt unberührt. 

(5) Die Eintragungen Im Geburtenbuch 
und Familienbuch erfolgen auf Grund 
des rechtskräftigen Beschlusses des Vor- 
mundschaftsgerichts. Ein Randvermerk 
über das Anerkenntnis der Vaterschaft 
wird im Geburtenbucli nicht mehr einge- 
tragen, wenn die Legitimation des Kindes 
eingetragen ist.“ 

22. Nach § 31 wird folgender § 31 a einge- 
fügt: 


Ü 



4 31a 

(1) Die Erklärung, durch die der Ehe- 
mann der Mutter eines unehelichen Kin- 
des diesem seinen Namen erteilt, sowie 
die Einwilligungserklärungen der Mutter 
und des Kindes können auch von den 
Standesbeamten beglaubigt oder beur- 
kundet werden. 

(2) Zur Entgegennahme der Erklärun- 
gen ist der Standesbeamte zuständig, der 
die Geburt des Kindes beurkundet hat; 
er trägt auf Grund der Erklärungen einen 
Randvermerk in das Geburtenbuch ein. 
Ist die Geburt des Kindes nicht im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes beurkundet, 
so ist der Standesbeamte des Standesamts I 
in Berlin zuständig.“ 

23. Nach § 34 wird folgender § 34 a einge- 
fügt: 

4 34 a 

Ist ein Anzeigepflichtiger nach §§ 33 
und 34 nicht vorhanden und kommt der 
Tod zur Kenntnis der Gemeindebehörde, 
so kann diese die Anzeige schriftlich er- 
statten.“ 

24. In § 37 Abs. 1 fallen in Nr. 1 die Worte: 
„sov/cit er der jüdischen Religionsgemein- 
schaft angehört oder angehört hat“ und 
Nr. 4 weg. 

25. § 38 fällt weg. 

26. § 40 erhält folgende Fassung: 

4 40 

(1) Todeserklärungen und gerichtliche 
Feststellungen der Todeszeit werden von 
dem Standesbeamten des Standesamts I 
in Berlin in ein besonderes Budi für To- 
deserklärungen eingetragen. 

(2) Am Rande des Eintrags werden alle 
Entscheidungen vermerkt, durch die eine 
nach dem 30. Juni 1938 ergangene, die 
Todeserklärung oder die Feststellung der 
Todeszeit aussprediende Entscheidung 
aufgehoben, abgeändert oder ergänzt 
wird.“ 

27. Die Übcrsdiriften vor § 41 erhalten fol- 
gende Fassung: 

„Vierter Abschnitt 

Beurkundung des Personenstandes in 
besonderen Fällen und Entscheidung bei 
Zweifeln über die örtliche Zuständigkeit“ 


28. § 41 erhält folgende Fassung: 

4 41 

(1) Ist ein Deutsdier außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes geboren oder 
gestorben oder hat er außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes geheiratet, 
so kann in besonderen Fällen der Stan- 
desfall auf Anordnung der obersten Lan- 
desbehörde beim Standesamt I in Berlin 
beurkundet werden. In der Anordnung 
müssen die Angaben enthalten sein, die 
nach den Vorsdiriften dieses Gesetzes in 
das Geburten-, Sterbe- oder Fielratsbuch 
einzutragen sind. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann einen 
Standesbeamten beauftragen, vorberei- 
tende Ermittlungen anzustellen; der Stan- 
desbeamte kann eidesstattliche Erklärun- 
gen entgegennehmen.“ 

29. § 42 fällt weg. 

30. In § 43 b Abs. 1 werden die Worte „In- 
ternational Refugee Organisation (IRO)“ 
durch die Worte „Urkundenprüfstelle 
beim Sonderstandesamt ln Arolsen“ er- 
setzt. 

31. § 43 e Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Berichtigung oder Ergän- 
zung von Sterbebucheinträgen gelten die 
Vorsdiriften der §§ 46 bis 47.“ 

32. Die Überschriften vor § 44 erhalten fol- 
gende Fassung: 

„Fünfter Abschnitt 

Zweitbuch und Erneuerung von 
Personenstandsbüchern“ 

33. In § 44 

a) wird in Absatz 1 das Wort „Fami- 
lien-“ durch das Wort „Fieirats-“ er- 
setzt; 

b) erhält Absatz 3 folgenden zweiten 
Satz: 

„Die Beischreibung kann dadurch er- 
setzt werden, daß dem Zweitbuch eine 
Abschrift des ergänzten Eintrags im 
Personenstandsbuch eingefügt wird.“ 

34. Nach § 44 werden folgende §§ 44 a und 
44 b eingefügt: 

4 44 a 

(1) Gerät ein Heirats-, Geburten- oder 
Sterbebuch ganz oder teilweise in Verlust, 
so kann die höhere Verwaltungsbehörde 
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bestimmen, daß das Zweitbuch fortan an 
die Stelle des in Verlust geratenen Per- 
sonenstandsbuchs tritt. Tritt der Verlust 
nur teilweise ein, so kann die höhere 
Verwaltungsbehörde auch anordnen, daß 
die in Verlust geratenen Einträge durch 
beglaubigte Abschriften aus dem Zweit- 
buch ersetzt werden. 

(2) Gerät ein Zweitbudi ganz oder 
teilweise in Verlust, so hat der Standes- 
beamte, der das Erstbuch führt, alsbald 
ein neues Zweitbuch anzulegen. Das neue 
Zweitbuch tritt an die Stelle des in Ver- 
lust geratenen Zweitbuchs. 

§ 44 b 

(1) Ist ein Familienbuch oder ist so- 
wohl das Erst- wie das Zweitbuch eines 
Heiratsbuchs, Geburtenbuchs oder Sterbe- 
buchs in Verlust geraten, so sind die Bü- 
cher neu anzulegen. Die Eintragungen 
werden von dem Standesbeamten nach 
amtlicher Ermittlung des Sachverhalts 
vorgenommen. Wer ein berechtigtes In- 
teresse glaubhaft macht, kann die Vor- 
nahme einer Eintragung beantragen. 

(2) Der Standesbeamte kann bei der 
Ermittlung des Sachverhalts tatsächliche 
Auskünfte und die Vorlegung von Ur- 
kunden verlangen, das persönliche Er- 
sdieinen von Beteiligten anordnen und 
eidesstattliche Erklärungen entgegenneh- 
men. Er kann das Amtsgericht um die 
Vernehmung und Beeidigung einer Per- 
son ersuchen, wenn nach seiner Ansicht 
eine Aufklärung des Sachverhalts auf an- 
dere Weise nicht zu erreichen ist. 

(3) Sind Heirat, Geburt oder Tod einer 
Person mit hinreichender Sicherheit fest- 
gestellt, so ist die Erneuerung eines Ein- 
trags auch dann zulässig, wenn der Inhalt 
des früheren Eintrags im übrigen nicht 
mehr zweifelsfrei festgestellt werden 
kann. Der Zeitpunkt der Heirat, der Ge- 
burt oder des Todes ist hierbei so genau 
zu bestimmen, als es nach dem Ergebnis 
der Ermittlungen möglich ist. 

(4) War ein Eintrag berichtigt worden, 
so kann die Erneuerung in der Form einer 
einheitlichen Eintragung vorgenommen 
werden, in der die Berichtigungen berück- 
sichtigt sind. 

(5) Der Standesbeamte einer kreisan- 
gehörigen Gemeinde darf die Eintragun- 
gen nur mit Zustimmung der unteren 
Verwaltungsbehörde vornehmen.“ 


35. § 45 erhält folgenden neuen Absatz 2: 

„(2) Der Standesbeamte kann in Zwei- 
felsfällen auch von sich aus die Entschei- 
dung des Amtsgerichts darüber herbeifüh- 
ren, ob eine Amtshandlung vorzunehmen 
ist. Für das weitere Verfahren gilt dies 
als Ablehnung der Amtshandlung.“ 

36. § 46 erhält folgende Fassung: 

4 46 

(1) In einer noch nicht abgeschlossenen 
Eintragung kann der Standesbeamte Zu- 
sätze und Streichungen vornehmen. Zu- 
sätze und Streichungen sind am Schluß 
der Eintragungen anzugeben. 

(2) Sind in der schriftlichen Anzeige 
einer Geburt oder eines Sterbefalls die 
Angaben unrichtig oder unvollständig 
und ist der richtige oder vollständige 
Sachverhalt durch öffentliche Urkunden 
oder auf Grund eigener Ermittlungen 
des Standesbeamten 'festgestellt, so tragt 
er den richtigen oder vollständigen Sach- 
verhalt in das Personenstandsbuch ein.“ 

37. Nach § 46 werden folgende §§ 46 a und 
46 b eingefügt: 

4 46 a 

(1) Der Standesbeamte kann in einem 
abgeschlossenen Eintrag offensichtliche 
Schreibfehler berichtigen. Er kann auf 
Grund öffentlicher Urkunden oder auf 
Grund eigener Ermittlungen ferner be- 
richtigen: 

1. die Hinweise auf Einträge in anderen 
Personenstandsbüchern, 

2. im Heiratsbuch die Angaben über Be- 
ruf und Wohnort der Ehegatten sowie 
die Angaben über Vor- und Familien- 
namen der Zeugen, ihr Alter, ihren 
Beruf und Wohnort, 

3. im Geburtenbuch die Angaben über 
Beruf und Wohnort der Eltern sowie 
die Angaben über Vor- und Familien- 
namen, Beruf und Wohnort des Anzei- 
genden, 

4. im Sterbebuch die Angaben über Be- 
ruf und Wohnort des Verstorbenen 
sowie die Angaben über Vor- und Fa- 
miliennamen, Beruf und Wohnort des 
Anzeigenden. 

(2) Im Heirats-, Geburten- und Sterbe- 
buch kann der Standesbeamte nach Ab- 
schluß des Eintrags andere Berichtigun- 
gen vornehmen, wenn der richtige oder 
vollständige Sachverhalt durch inländi- 
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sehe Personenstandsurkunden festgestellt 
ist. Die Urkunden dürfen nicht älter als 
dreißig Jahre sein. 

(3) Eine Berichtigung nach Absatz 2 
darf der Standesbeamte in kreisangehöri- 
gen Gemeinden nur mit Genehmigung 
der unteren Verwaltungsbehörde vor- 
nehmen, außer wenn die höhere Verwal- 
tungsbehörde den Standesbeamten allge- 
mein ermächtigt hat, diese Berichtigun- 
gen ohne Genehmigung vorzunehmen. 

§ 46 b 

Einen Eintrag im Familienbuch kann 
der Standesbeamte auch dann selbst be- 
richtigen, wenn der Eintrag auf einem 
Eintrag im Eleirats-, Geburten- oderSter- 
bebudi beruht und dieser berichtigt wor- 
den ist. Wird das Heirats-, Geburten- 
oder Sterbebuch nicht im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes geführt, so gilt § 46 a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, Abs. 2 und 3 ent- 
sprechend.“ 

38. § 47 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Im übrigen kann ein abgeschlosse- 
ner Eintrag nur auf Anordnung des Ge- 
richts beriditigt werden. Das gleiche gilt, 
wenn der Standesbeamte Zweifel hat, ob 
er einen Eintrag berichtigen kann.“ 

39. § 48 erhält folgende Fassung: 

4 48 

(1) Auf das gerichtlldie Verfahren sind 
die Vorschriften des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit anzuwenden. 

(2) Die Aufsichtsbehörde und die Be- 
teiligten können ln jeder Lage des Ver- 
fahrens diesem beitreten; sie können 
ihren Beitritt auch durch Einlegung eines 
Rechtsmittels erklären.“ 

40. Nach § 48 wird folgender § 48 a einge- 
fügt: 

»§ 48 a 

(1) Das Gericht kann die öffentliche 
Bekanntmachung einer Entsdieidung an- 
ordnen, wenn es Zweifel hat, ob ihm alle 
Beteiligten bekannt geworden sind. An 
Beteiligte, die ihm bekannt sind, soll 
außerdem tunlichst eine besondere Be- 
kanntmachung erfolgen. Dem Antragstel- 
ler, dem Beschwerdeführer und der Auf- 
siditsbehörde muß die Entsdieidung stets 
besonders bekanntgemacht werden. 


(2) Die Entscheidung gilt allen Betei- 
ligten mit Ausnahme der Beteiligten, 
denen die Entscheidung besonders be- 
kanntgcmadit worden ist oder besonders 
bekanntgemadit werden muß, als zuge- 
stellt, wenn seit der öffentlichen Be- 
kanntmachung zwei Wochen verstrichen 
sind. 

(3) Die Art der öffentlichen Bekannt- 
machung bestimmt das Gericht. Es genügt 
die Anheftung einer Ausfertigung oder 
einer beglaubigten Abschrift der Ent- 
scheidung oder eines Auszugs davon 
an der Gerichtstafel. Das Sdirlftstück soll 
zwei Wochen, und wenn durch die Be- 
kanntmachung der Entscheidung eine Frist 
in Gang gesetzt wird, bis zum Ablauf der 
Frist an der Tafel angeheftet bleiben. Auf 
die Gültigkeit der öffentlichen Bekannt- 
machung ist es ohne Einfluß, wenn das 
Schriftstück zu früh von der Tafel ent- 
fernt wird. Der Zeitpunkt der Anhef- 
tung und der Zeitpunkt der Abnahme 
sind auf dem Sdirlftstück zu vermerken.“ 

41. Tn § 49 Abs. 1 werden die Worte „des 
Familien-, Geburten- oder Sterbebuchs“ 
durch die Worte „eines Personenstands- 
buchs“ ersetzt. 

42. In § 50 

a) erhält Absatz 1 folgenden dritten Satz: 
„Haben am Orte eines Landgerichts 
mehrere Amtsgerichte ihren Sitz, so 
bestimmt das Land das zuständige 
Amtsgericht.“ 

b) erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Die örtliche Zuständigkeit wird 
durch den Sitz des Standesbeamten 
bestimmt, der die angefochtene Ver- 
fügung erlassen oder die Sache dem 
Gericht zur Entscheidung vorgelegt 
hat oder dessen Personenstandsbuch 
berichtigt werden soll.“ 

43. § 52 erhält folgenden neuen Absatz 3: 

„(3) Ist eine Gemeinde in mehrere 
Standesamtsbezirke aufgeteilt, so kann die 
Gemeinde bestimmen, daß nur ein Stan- 
desbeamter das Familienbuch für sämt- 
liche oder für einige Bezirke anlegt und 
fortführt. § 12 Abs. 1 bleibt unberührt.“ 

44. § 53 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für jeden Standesamtsbezirk sind 
mindestens ein Standesbeamter und ein 
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Stellvertreter zu bestellen. Zum Standes- 
beamten und zum Stellvertreter darf nur 
bestellt werden, wer die erforderlidie Eig- 
nung besitzt.“ 

45. § 54 erhält folgende Fassung: 

4 54 

(1) Die Standesbeamten und ihre Stell- 
vertreter werden von der Gemeinde be- 
stellt. Die Bestellung bedarf In kreisange- 
hörigen Gemeinden der Zustimmung der 
unteren, in anderen Gemeinden der Zu- 
stimmung der höheren Verwaltungs- 
behörde. Die Zustimmung kann wider- 
rufen werden. 

(2) Stimmt die Verwaltungsbehörde 
nicht zu, so ist ein neuer Vorschlag ein- 
zureichen. Erklärt sie sich mit diesem 
Vorschlag nicht einverstanden, so be- 
stimmt sie, wen die Gemeinde zu bestel- 
len hat.“ 

46. In § 57 Abs. 1 und 2 werden jeweils 
hinter dem Wort „Gebühren“ die Worte 
„und Zwangsgelder“ eingefügt. 

47. In § 58 und 59 werden die Worte „Der 
(der) Reichsminister des Innern“ durch 
die Worte „Die (die) oberste Landes- 
behörde“ ersetzt. 

48. Die Überschriften vor § 60 erhalten fol- 
gende Fassung: 

„Achter Abschnitt 

Beweiskraft der Personenstandsbücher 
und -urkunden“ 

49. Die §§ 60, 61 erhalten folgende Fassung: 

4 60 

(1) Die Personenstandsbücher beweisen 
bei ordnungsgemäßer Führung Eheschlie- 
ßung, Geburt und Tod und die darüber 
gemachten näheren Angaben. Vermerke 
über die Staatsangehörigkeit oder eine 
Änderung der Staatsangehörigkeit haben 
diese Beweiskraft nicht. 

(2) Der Nachweis der Unrichtigkeit 
der beurkundeten Tatsachen ist zulässig. 
Der Nachweis der Unrichtigkeit eines 
Eintrags im Familienbuch kann auch 
durch Vorlage einer beglaubigten Abschrift 
aus dem Ficirats-, Geburten- oder Sterbe- 
buch geführt werden. 


§ 61 

(1) Einsicht in die Personenstands- 
bücher, Durchsicht dieser Bücher und Er- 
teilung von beglaubigten Abschriften 
kann nur von Behörden und von Per- 
sonen verlangt werden, auf die sicli der 
Eintrag bezieht, sowie von deren Ehe- 
gatten, Vorfahren und Abkömmlingen. 
Andere Personen haben nur dann ein 
Recht auf Einsicht und Durchsicht der 
Personenstandsbücher und auf Erteilung 
von beglaubigten Absdiriften, wenn sie 
ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen. 
Wird die Ausstellung einer sonstigen Per- 
sonenstandsurkunde beantragt, so kann 
der Standesbeamte die Glaubhaftmachung 
eines berechtigten Interesses verlangen, 
wenn er Bedenken hat, ob ein solches 
Interesse vorliegt. 

(2) Im Geburtenbuch kann bei dem 
Eintrag der Geburt eines unehelichen 
oder eines an Kindes Statt angenommenen 
Kindes auf Antrag des gesetzlichen Ver- 
treters des Kindes oder auf Antrag des 
Jugendamts ein Sperrvermerk eingetragen 
werden. Ist ein soldier Sperrvermerk ein- 
getragen, so darf nur Behörden, dem ge- 
setzlichen Vertreter des Kindes und dem 
volljährigen Kinde selbst eine Personen- 
standsurkunde erteilt oder Einsicht in den 
Geburtseintrag gestattet werden.“ 

50. Nach § 61 werden folgende §§ 61 a und 
61 b eingefügt: 

»§ 61 a 

Der Standesbeamte stellt auf Grund 
seiner Personenstandsbücher folgende 
Personenstandsurkunden aus: 

1. beglaubigte Abschriften, 

2. Geburt-, Fieirats- und Sterbeurkunden, 

3. Auszüge aus dem Familienbuch, 

4. abgekürzte Geburtsurkunden. 

§ 61b 

Aus dem Buch für Todeserklärungen 
werden nur beglaubigte Abschriften er- 
teilt; der Glaubhaftmachung eines berech- 
tigten Interesses bedarf es nicht.“ 

51. Die §§ 62, 63, 64 erhalten folgende 
Fassung: 

4 62 

In die Geburtsurkunde werden aufge- 
nommen 
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1. die Vornamen und der Familienname 
des Kindes, 

2. Ort und Tag der Geburt, 

3. die Vor- und Familiennamen der Eltern 
des Kindes, ihr Wohnort sowie ihr 
religiöses Bekenntnis. 

§ 63 

In die Heiratsurkunden werden aufge- 
nommen 

1. die Vor- und Familiennamen der Ehe- 
gatten, ihr Wohnort, Ort und Tag 
ihrer Geburt sowie ihr religiöses Be- 
kenntnis, 

2. Ort und Tag der Eheschließung. 

§ 64 

In die Sterbeurkunde werden aufge- 
nommen 

1. die Vornamen und der Familienname 
des Verstorbenen, sein Wohnort, Ort 
und Tag seiner Geburt sowie sein reli- 
giöses Bekenntnis, 

2. die Vornamen und der Familienname 
des Ehegatten oder ein Vermerk, daß 
der Verstorbene nicht verheiratet war, 

3. Ort, Tag und Stunde des Todes.“ 

52. § 65 erhält folgende Fassung: 

4 65 

Ist ein Eintrag berichtigt worden, so 
sind in den Geburts-, Heirats- und Sterbe- 
urkunden nur die sich hieraus ergebenden 
Tatsachen zu vermerken. Ebenso Ist zu 
verfahren, wenn sich aus dem Eintrag 
im Geburtenbuch ergibt, daß ein Kind 
durch die Eheschließung seiner Eltern 
ehelich geworden oder daß ein Kind kein 
eheliches Kind der Ehegatten ist. Sonstige 
Änderungen des Eintrags sind am Schlüsse 
anzugeben.“ 

53. Nach § 65 werden folgende §§ 65 a und 
65 b eingefügt: 

„§ 65 a 

In den Auszug aus dem Familienbuch 
werden auf Antrag Angaben über einzelne 
Kinder oder über die Eltern der Ehe- 
gatten nicht aufgenommen. 

§ 65 b 

(1) In die abgekürzte Geburtsurkunde 
werden die Vornamen und der Familien- 


name des Kindes sowie Ort und Tag 
seiner Geburt aufgenommen. 

(2) Treffen nach einem im Geburten- 
buch enthaltenen Randvermerk die ur- 
sprünglichen Angaben zur Zeit der Aus- 
stellung der abgekürzten Geburtsurkunde 
ganz oder teilweise nicht mehr zu, so sind 
an deren Stelle die aus der Beischreibung 
sich ergebenden Tatsachen in der abge- 
kürzten Geburtsurkunde zu vermerken. 
Weitere Angaben, insbesondere solche, 
die nicht aus dem Geburtenbuch ersichtlich 
sind, darf die abgekürzte Geburtsurkunde 
nidit enthalten.“ 

54. § 66 erhält folgende Fassung: 

»§ 66 

Die • Personenstandsurkunden haben 
dieselbe Beweiskraft wie die Personen- 
standsbücher.“ 

55. In der Übersdirift vor § 67 wird das 
Wort „Strafbestimmungen“ durch das 
Wort „Schlußbcstimmungen“ ersetzt. 

56. § 67 fällt weg. 

57. § 68 erhält folgende Fassung: 

4 68 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer den 
in den §§ 16 bis 19, 24, 25, 32 bis 34 
vorgeschriebenen Anzeigepflichten nicht 
oder nicht rechtzeitig nadikommt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße geahndet werden. 

(3) Wird die Anzeige anderweit recht- 
zeitig erstattet, so ist von einer Geldbuße 
abzusehen.“ 

58. Nach § 68 wird folgender § 68 a einge- 
fügt: 

„§ 68 a 

Alle Beteiligten sind verpfliditet, die 
zur Führung des Heiratsbuchs, des Fami- 
lienbuchs, des Geburtenbuchs und des 
Sterbebuchs erforderlichen Angaben zu 
machen und die erforderlichen Urkunden 
vorzulegen.“ 

59. § 69 erhält folgende Fassung: 

4 69 

Wer auf Grund dieses Gesetzes zu An- 
zeigen oder zu sonstigen Handlungen 
verpflichtet ist, kann hierzu von dem 
Standesbeamten durch Festsetzung eines 
Zwangsgeldes angehalten werden. Das 
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Zwangsgeld darf für den Einzelfall den 
Betrag von einhundert Deutsdie Mark 
niclit überschreiten; es soll vor der Fest- 
setzung schriftlich angedroht werden/^ 

60. Nach § 69 werden folgende §§ 69 a bis 
69 c eingefügt; 

69 a 

(1) Soweit nach diesem Gesetz das reli- 
giöse Bekenntnis einer Person einzutragen 
ist, wird nur die rechtlidie Zugehörigkeit 
zu einer Kirche, Religionsgesellschaft oder 
Weltanschauungsgemeinschaft eingetragen. 
Eine Eintragung unterbleibt, wenn die 
Angabe hierüber abgclehnt wird oder wenn 
der Beteiligte einer Kirche, Religionsge- 
sellschaft oder Weltanschauungsgemein- 
schaft rechtlich nicht angehört. 

(2) Der Wechsel des religiösen Bekennt- 
nisses kann bei Personen, die einer Kirche, 
Religionsgesellschaft oder Weltanschau- 
ungsgemeinschaft angehört haben, erst 
eingetragen werden, nachdem der Aus- 
tritt aus der Kirche, der Religionsgesell- 
schaft oder der Weltanschauungsgemein- 
schaft nachgewiesen worden ist. Ebenso 
kann der Eintritt in eine Kirdie, Reli- 
gionsgesellschaft oder Weltanschauungs- 
gemeinschaft nur eingetragen werden, 
nachdem der Eintritt nachgewiesen wor- 
den ist. 

(3) Eintragungen über das religiöse Be- 
kenntnis einer Person in einem Personen- 
standsbuch werden für Zwecke der Be- 
völkerungsstatistik verwertet. Auskünfte 
über das religiöse Bekenntnis einzelner 
Personen dürfen nur den Kirchen, Reli- 
gionsgesellschaften oder Weltanschauungs- 
gemeinschaften erteilt werden. 

§ 69 b 

(1) Zur Ausstellung eines Ehefähigkeits- 
zeugnisses, dessen ein Deutscher zur Ehe- 
schließung im Ausland bedarf, ist der 
Standesbeamte zuständig, in dessen Be- 
zirk der Verlobte seinen Wohnsitz, beim 
Fehlen eines Wohnsitzes seinen Aufent- 
halt hat. Fiat der Verlobte im Inland 
weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so ist 
der Ort des letzten gewöhnlichen Aufent- 
halts maßgebend; hat er sich niemals oder 
nur vorübergehend im Inland aufgehal- 
ten, so ist der Standesbeamte des Standes- 
amts I in Berlin zuständig. 

(2) Das Ehefähigkeitszeugnis darf nur 
ausgestellt werden, wenn dem Standes- 


beamten nachgewiesen wird, daß der be- 
absichtigten Eheschließung kein Ehe- 
hindernis entgegensteht, die Beibringung 
eines ausländischen Ehefähigkeitszeugnisses 
für den anderen Verlobten ist nicht er- 
forderlich. Das Ehefähigkeitszeugnis gilt 
nur für die Dauer von sechs Monaten. 

(3) Lehnt der Standesbeamte die Aus- 
stellung des Ehefähigkeitszeugnisses ab, so 
kann der Antragsteller die Entscheidung 
des Gerichts anrufen. Die Vorschriften 
der §§ 45, 48 bis 50 sind entsprechend an- 
zuwenden. 

§ 69 c 

Wer Deutscher im Sinne dieses Ge- 
setzes ist, bestimmt sich nach Artikel 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes.“ 

61. Die Überschriften vor § 70 fallen weg. 

62. § 70 erhält folgende Fassung: 

4 70 

Die zuständigen Bundesminister werden 
ermächtigt, mit Zustimmung des Bundes- 
rates zur Durchführung dieses Gesetzes 
Rechtsverordnungen und Verwaltungs- 
vorschriften zu erlassen über 

1. die Führung, Fortführung, Benutzung 
und Aufbewahrung der Personen- 
standsbücher, einschließlich der in der 
Zeit vom 1. Januar 1876 bis 30. Juni 
1938 geführten Standesregister und 
der in der Zeit vom 1. Juli 1938 bis 
31. Dezember 1954 geführten Per- 
sonenstandsbücher, sowie der Perso- 
nenstandsbücher aus Gebieten, in 
denen ein deutscher Standesbeamter 
nicht tätig, nicht erreichbar oder 
zur Durchführung dieses Gesetzes 
nicht bereit ist, 

2. die Führung der Standesamtsgeschäfte, 

3. den Gebrauch von Abkürzungen, 

4. die Beurkundung des Personenstandes 
in besonderen Fällen und der Standes- 
fälle von Soldaten, sowie der Standes- 
fälle, die sich auf der See, in der 
Luft, auf Binnenschiffen, in Landfahr- 
zeugen oder in Bergwerken ereignen, 

5. die Beurkundung von Personenstands- 
fällen, falls eine Person beteiligt Ist, 
die taub oder stumm oder sonst am 
Sprechen verhindert ist, die die deut- 
sdie Sprache nicht versteht oder nicht 
schreiben kann. 
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6. die Führung des Staatsangehörigkelts- 
nadiweises, 

7. den Umfang der Beweiskraft der vor 
dem 1. Januar 1955 geführten Per- 
sonenstandsbücher, 

8. die Wiederherstellung verlorener Per- 
sonenstandsbücher und die Führung 
der Zweitbücher sowie die Anwendung 
technischer Hilfsmittel zur Wieder- 
herstellung in Verlust geratener Per- 
sonenstandsbücher in Abweichung von 
den §§ 44 bis 44 b, 

9. die Begriffsbestimmungen für totge- 
borene Kinder und Fehlgeburten, 

10. das Aufgebot und die Eheschließung, 

11. die statistischen Erhebungen, 

12. die Mitteilungspflichten der Standes- 
beamten, der Gerichte, Behörden, 
Notare und Konsuln, 

13. das Verfahren bei der Festsetzung von 
Zwangsgeld, 

14. die Erhebung von Gebühren durch 
die Standesbeamten, 

15. die Führung des Familienbuchs für 
mehrere Gemeinden durch eine Ge- 
meinde, 

16. die Anwendung von Vorschriften, die 
vor dem 1. Januar 1955 für die Ein- 
tragung von Randvermerken zum 
Heiratscintrag, für die Führung des 
zweiten Teiles des Blattes im Familien- 
buch nach §§ 14 und 15 des Personen- 
standsgesetzes vom 3. November 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 1146) und für die 
Eintragung von Hinweisen in die 
Personenstandsbücher galten, wenn eine 
Eintragung in das Familienbudi nicht 
vorgenommen werden kann, weil die- 
ses nicht angelegt ist. Für Länder, In 
denen der zweite Teil des Blattes im 
Familienbuch nach §§ 14 und 15 des 
Personenstandsgesetzes vom 3. No- 
vember 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1146) 
nicht geführt worden ist, kann eine 
besondere Regelung getroffen werden.“ 

63. Nach § 70 wird folgender § 70 a ein- 

gefügt: 

4 70 a 

(1) Das Land kann durch Rechtsver- 
ordnung Bestimmungen treffen über: 

1. die Aufbewahrung, Fortführung und 
Benutzung der vom 1. Januar 1876 bis 


30. Juni 1938 geführten standesamt- 
lichen Nebenregister und der vor dem 
1. Januar 1876 geführten Zivilstands- 
register (Standesbücher), 

2. die Aufbewahrung, Fortführung und 
Benutzung der vor dem 1. Januar 1876 
von Kirchen undReligionsgesellschaften 
geführten Kirchenbücher und Register 
oder der Zweitschriften solcher Bücher 
und Register. 

(2) Das Land kann ferner durch Rechts- 
verordnung bestimmen: 

1. daß abweichend von § 15 a auch andere 
Personen einen Antrag auf Anlegung 
eines Familienbuchs stellen können und 
daß ein Familienbuch allgemein bis 
zu einem bestimmten Zeitpunkt anzu- 
legen ist, 

2. daß eine Zustimmung zur Bestellung 
des Standesbeamten nach § 54 nicht er- 
forderlich, in solchen Fallen die Bestel- 
lung aber auf Anordnung der höheren 
Verwaltungsbehörde zu widerrufen ist, 

3. daß auch die höhere Verwaltungs- 
behörde In besonderen Fällen eine An- 
ordnung nach § 41 treffen kann.“ 

64. § 71 Satz 3 fällt weg. 

Artikel II 

1. Wo In Gesetzen, Rechtsverordnungen 
und allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
dem Rechtsamt in Hamburg, dem Amts- 
gericht in Hamburg oder dem Haupt- 
standesamt Hamburg Aufgaben über- 
tragen sind, gehen diese auf den Senator 
für Inneres in Berlin, das Amtsgericht 
Schöneberg in Berlin-Schöneberg oder das 
Standesamt I in Berlin über. 

2. Die Zuständigkeiten nada dem Gesetz 
über die Anerkennung freier Ehen rassisch 
und politisch Verfolgter vom 23, Juni 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 226) und nach 
dem Gesetz über die Anerkennung von 
Nottrauungen vom 2. Dezember 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 778) bleiben unberührt. 

Artikel III 

1. Alle diesem Gesetz entgegenstehenden 
Vorschriften werden aufgehoben. Insbe- 
sondere werden folgende Vorschriften 
aufgehoben, soweit sie nicht bereits außer 
Kraft getreten sind: 

a) die Verordnung über die Verein- 
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fachung der Verwaltung auf dem Ge- 
biet des Personenstandswesens vom 
22. Juni 1942 (Reidisgesetzbl. I S.414), 

b) die Zweite Verordnung zur Ausfüh- 
rung des Personenstandsgesetzes vom 
30. August 1939 (Reidisgesetzbl. I 
S. 1540), 

c) Artikel IV der Vierten Verordnung 
zur Ausführung und Ergänzung des 
Personenstandsgesetzes vom 27. Sep- 
tember 1944 (Reidisgesetzbl. I S. 219), 

d) die Verordnung nach §43b Abs. 4 des 
Personenstandsgesetzes vom 6. De- 
zember 1951 (Bundesanzeiger 1951 
Nr. 241 S. 1), 

e) die Verordnungen des Präsidenten des 
Zeiitral-Justizamts für die Britische 
Zone zur Änderung des Personen- 
standsrechts vom 20. Dezember 1946 
(Verordnungsblatt für die britische 
Zone 1947 S. 13) und über Personen- 
standsangelegenheiten vom 12. Mai 
1947 (Verordnungsblatt für die bri- 
tische Zone S. 53) in der Fassung der 
Verordnung zur Ergänzung der Ver- 
ordnung über Personenstandsangele- 
genheiten vom 13. August 1948 (Ver- 
ordnungsblatt für die britische Zone 
S. 239) sowie die Ausführungsverord- 
nung des Präsidenten des Zentral- 
justizamts für die Britische Zone vom 
14. Februar 1949 (Zentraljustizblatt 
S. 46), 

f) die Gesetze zur Ergänzung des Per- 
sonenstandsgesetzes 

des Landes Bayern vom 23. Juni 
1949 (Bayerisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt S. 141 und S. 206), 
des Landes Hessen vom 25. Juni 
1949 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für das Land Hessen Teil I 
S. 55 und S. 98), 

des Landes Württemberg-Baden 
vom 5. Juli 1949 (Regierungs- 
blatt für das Land Württemberg- 
Baden S. 165), 

der Freien Hansestadt Bremen 
vom 25. August 1949 (Gesetzblatt 
der Freien Hansestadt Bremen 
S. 175) 


und die zur Ausführung dieser Gesetze 
ergangenen Bestimmungen. 

2. In § 167 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilli- 
gen Gerichtsbarkeit fällt der Halbsatz: 
„für die Aufnahme dieser Urkunden ist, 
wenn die Anerkennung der Vatersdiaft 
bei der Anzeige der Geburt des Kindes 
oder bei der Eheschließung seiner Eltern 
erfolgt, auch der Standesbeamte zuständig, 
welcher die Geburt oder die Eheschlie- 
ßung beurkundet“ weg. 

3. In § 43 Abs. 2 des Reldisgesetzes für 
Jugendwohlfahrt vom 9. Juli 1922 
(Reidisgesetzbl. I S. 633) fallen die Worte 
„entgegenzunehmen und“ weg. 

4. Wo auf Vorschriften verwiesen wird, 
die durch dieses Gesetz aufgehoben oder 
geändert werden, erhält die Verweisung 
ihren Inhalt aus den entsprechenden 
neuen Vorschriften. Einer Verweisung 
steht es gleich, wenn die Anwendbarkeit 
der in Nummer 1 bezeidineten Vorschrif- 
ten stillschweigend vorausgesetzt wird. 


Artikel IV 

Die zuständigen Bundesminister werden er- 
mächtigt, den Wortlaut des Personenstands- 
gesetzes in der nach diesem Gesetz geltenden 
Fassung unter der Bezeichnung „Personen- 
standsgesetz“ mit dem Datum der Bekannt- 
machung neu bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


Artikel V 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1955 in 
Kraft. Es gilt nadi Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin; Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 
gung erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 
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Begründung 


Vorbemerkung 

1. Der vorliegende Gesetzentwurf trägt zwei 
Notwendigkeiten Rechnung. Einmal ist es 
erforderlich, die Vertriebenen wieder mit 
beweiskräftigen Personenstandsurkunden aus- 
zustatten. Zum andern muß erreicht werden, 
das im Geltungsbereich des Gesetzes die Per- 
sonenstandsbudiführung wieder nach einheit- 
lichen Gesichtspunkten vorgenommen wird. 

a) Die Aufgabe, die Vertriebenen mit beweis- 
kräftigen Personenstandsurkunden auszustat - 
ten, ist dringend. Die Personenstandsbücher 
aus den Gebieten östlich der Oder-Neiße- 
Linie sind zum großen Teil vernichtet, die 
erhaltengebliebenen Bücher stehen meist nicht 
zur Verfügung der deutschen Behörden. Die 
Vertriebenen können also keine Personen- 
standsurkunden erhalten, sind häufig auch 
selbst nicht im Besitz solcher Urkunden. Dies 
würkt sich in vielen Fällen sehr nachteilig für 
sie aus, bringt insbesondere unliebsame Ver- 
zögerungen mit sich. Allerdings besteht in 
der Regel — z. B. bei der Eheschließung — 
die Möglichkeit, an Stelle der nicht vorhan- 
denen Urkunden eidesstattliche Erklärungen 
abzugeben. Die Gefahr, daß eine falsche 
eidesstattliche Erklärung abgegeben wird, ist 
aber besonders groß, wenn sie aus einem 
bestimmten Anlaß abgegeben wird und der 
gewünsdite Erfolg von dem Inhalt der 
eigenen eidesstattlichen Erklärung abhängig 
ist. 

Die geltenden gesetzlichen Vorschriften rei- 
chen nicht aus, diese Mißstände zu beseitigen. 
Die §§ 78 ff. der Ersten Verordnung zur 
Ausführung des Personenstandsgesetzes vom 
19. Mai 1938 (RGBl. I S. 533) sind nicht an- 
wendbar, weil sie die neue Anlegung von 
Personenstandsbüchern lediglich durch den 
Standesbeamten vorsehen, der sie bis zu 
ihrem Verlust geführt hat, das ist aber in der 
Regel ein Standesbeamter aus den Gebieten 
jenseits der Oder-Neiße-Linie, die zur Zeit 
nicht unter deutscher Verwaltung stehen. 
Eine Anwendung des § 41 des Personen- 
standsgesetzes vom 3. November 1937 
(RGBl. I S. 1146) muß ausscheiden, weil diese 
Vorschrift voraussetzt, daß in jedem Einzel- 
fall eine Anordnung der obersten Landes- 
behörde ergeht; bei der Fülle der vorzuneh- 
menden Ersatzbeurkundungen würde eine 
nicht zu verantwortende Belastung der ober- 
sten Landesbehörden eintreten. Auch das 


Standesamt I in Berlin, das die Ersatzbeur- 
kundungen vorzunehmen hätte, würde über- 
belastet werden. Im übrigen kann es auch 
zweifelhaft sein, ob es zweckmäßig wäre, die 
Beurkundungen in jedem Falle von dem 
Standesamt I in Berlin vornehmen zu 
lassen. 

Es müssen deshalb neue Wege gefunden wer- 
den, die Vertriebenen wieder mit Personen- 
standsurkunden auszustatten. Der in anderen 
Ländern beschrittene Weg, durch den Richter 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit Ersatzurkun- 
den ausstellen zu lassen, ist wegen der großen 
Zahl der vorzunehmenden Beurkundungen 
ebensovv^enig gangbar Vyde die Anwendung des 
§41 des Personenstandsgesetzes. Die Ersatz- 
beurkundung der einzelnen Standesfälle (Ge- 
burt, Flelrat, Tod) der unteren Verwaltungs- 
behörde am Wohnsitz des Vertriebenen zu 
•übertragen und die Vertriebenen dadurch 
wieder in den Besitz von Geburts-, FFeirats- 
und Sterbeurkunden zu versetzen, würde 
zwar den berechtigten Belangen der Vertrie- 
benen Rechnung tragen. Die Übertragung 
von Befugnissen, die bisher die obersten 
Landesbehörden auf Grund von § 41 PStG 
wahrgenommen haben, auf die unteren Ver- 
waltungsbehörden Ist jedoch auf Bedenken 
gestoßen. Auch bei dieser Form der Ersatz- 
beurkundung ist im übrigen die Forderung 
nach einer Beurkundung durch das Standes- 
amt I In Berlin erhoben worden. Die Über- 
lastung wäre daher die gleiche wie bei den 
Anordnungen durch die obersten Landes- 
behörden. Der Entwurf geht diesen Weg 
daher nidit, sondern schlägt eine grundsätz- 
liche Umgestaltung des Familienbudis vor; 
die neue Form des Familienbuchs ermöglicht 
es ohne weiteres, die Vertriebenen in dieses 
einzutragen. 

b) Als dringend muß auch die Vereinheit- 
lichung der Personenstandsbuchführung an- 
gesehen werden. Das Personenstandsgesetz 
von 1875 sah lediglich die Beurkundung von 
Geburten, Fieirats- und Sterbefällen In den 
Geburts-, Fieirats- und Sterberegistern vor. 
Das Personenstandsgesetz vom 3. November 
1937 entsprach einem schon lange empfun- 
denen und in anderen Ländern (Schweiz) und 
Teilen von Deutschland (Württemberg) audi 
verwirklichten Bedürfnis, in den Personen- 
standsbüchern nicht nur die einzelnen Standes- 
fälle zu beurkunden, sondern auch die Fa- 
milienzusammenhänge kenntlich zu machen. 
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Das seit dem 1. Juli 1938 geführte Familien- 
buch trägt dem Rechnung. In seinem Ersten 
Teil wird die Eheschließung beurkundet, in 
dem zweiten Teil werden die Familienange- 
hörigen eingetragen. Die Weiterführung des 
zweiten Teiles des Blattes im Familienbuch 
wurde während des Krieges im Zuge der 
Vereinfachung der Verwaltung durch die 
Vierte Verordnung zur Ausführung des Per- 
sonenstandsgesetzes vom 27. September 1944 
(RGBl. I S. 219) auf die Dauer von zwei 
Jahren zurückgestellt. Die schwierigen Ver- 
hältnisse der Nachkriegszeit führten dazu, daß 
in mehreren Ländern die Fortführung dieses 
zweiten Teiles am 1. Oktober 1946 nicht 
wiederaufgenommen wurde. In dem würt- 
temberglschen Teil des heutigen Landes 
Baden-Württemberg ging man dazu über, 
das dort bereits seit Beginn des 19. Jahr- 
hunderts geführte Familienregister wleder- 
elnzuführen. So kommt es, daß zur Zeit im 
Geltungsbereich des Gesetzes drei verschie- 
dene Systeme befolgt werden. In einer Anzahl 
von Ländern wird entsprechend den gelten- 
den gesetzlichen Vorschriften das Familien- 
buch nach den Vorschriften des Personen- 
standsgesetzes vom 3. November 1937 ge- 
führt. In anderen Ländern wird lediglich die 
Eheschließung im Familienbuch beurkundet, 
der zweite Teil des Blattes im Familienbuch 
jedoch nicht geführt. In dem württembergl- 
schen Teil des Landes Baden-Württemberg 
wird das alte württembergische Familien- 
register geführt. Diese Uneinheitlichkeit der 
Personenstandsbuchführung ist nicht mehr 
länger tragbar. 

Das württembergische Familienregister ist In 
manchen Beziehungen dem Zweiten Teil des 
Blattes Im Familienbuch ähnlich; es unter- 
scheidet sich von ihm Insbesondere dadurch, 
daß es nicht ständig am Orte der Eheschlie- 
ßung fortgeführt wird, sondern am jeweiligen 
Wohnsitz der Familie. Dies hat den Vorteil, 
daß die einzelnen Standesfälle in einer Familie 
(Geburt eines Kindes, Tod eines Ehegatten 
oder eines Kindes) in den meisten Fällen von 
demselben Standesbeamten beurkundet wer- 
den, der das Familienbuch führt. Die im Per- 
sonenstandsgesetz von 1937 und In seinen 
Ausführungsvorschriften vorgesehenen Mit- 
teilungen von einem Standesbeamten an den 
andern sind daher zum Teil entbehrlich. 
Außerdem bietet es gewisse Vorteile, daß das 
Familienbuch am jeweiligen Wohnsitz der 
Familie zur Verfügung steht. 

Aus diesen Gründen haben die Mehrzahl der 


Länder und der berufene Fachverband der 
deutschen Standesbeamten, der Bundesverband 
der deutschen Standesbeamten eV. sich dafür 
ausgesprochen, daß das Familienbuch künftig 
nach der Art des württemberglschen Familien- 
registers geführt werden solle. Das Familien- 
buch soll also nicht mehr, wie bisher, am 
Eheschließungsort fortgeführt werden, son- 
dern am jeweiligen Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt der Ehegatten. Dies gibt 
die Möglichkeit, auch für die Vertriebenen 
ein Familienbuch anzulegen und sie wieder 
mit beweiskräftigen Personenstandsurkunden 
auszustatten. 

Bei diesem Vorschlag ist nicht verkannt, daß 
es an sich bedenklich ist, schon nach verhält- 
nismäßig kurzer Zeit von einem System der 
Personenstandsbuchführung zu einem an- 
deren System überzugehen; denn der Wert 
einer Personenstandsbuchführung Hegt in Ihrer 
Stetigkeit. Trotz dieser Bedenken ist die 
Bundesregierung dem Wunsche der Mehrzahl 
der Länder und des Fachverbaiides der deut- 
säien Standesbeamten gefolgt, weil, wie dar- 
geliegt, ein einheitliches System in Deutsch- 
land schon jetzt nicht mehr befolgt wird. 

11. Der Entwurf will, wie In zahlreidien Ein- 
zelvorschlägen zum Ausdruck kommt, die 
Führung der Personenstandsbücher und das 
Flinwels- und Mitteilungsverfahren in Per- 
sonenstandsangelegenhelten soweit wie mög- 
lich vereinfachen. Allerdings ist es nicht 
möglich, das neu vorgesehene Familienbuch 
allgemein binnen kurzer Frist anzulegen, 
weil hierdurch ein unter den jetzigen Ver- 
hältnissen nicht vertretbarer Arbelts- und 
Kostenaufwand verursacht würde. Das neue 
Familienbuch soll deshalb grundsätzlich nur 
bei Eheschließungen, die nach dem Inkraft- 
treten des Gesetzes vorgenommen werden, an- 
gelegt werden, ausnahmsweise soll ein Familien- 
buch auf Antrag angelegt werden können; 
der Antrag soll aber nur dann zulässig sein, 
wenn die The außerhalb des Geltungsbereichs 
des Gesetzes geschlossen worden ist (vgl. den 
neuen § 15 a). Damit soll den Belangen der 
Vertriebenen Rechnung getragen werden. 

Soweit ein Familienbuch neuer Art hiernach 
noch nicht angelegt wird, werden einstweilea 
die bisherigen Vorschriften anzuwenden sein, 
insbesondere wird der zweite Teil des Blattes 
im Familienbuch nach den Vorschriften des 
Personenstandsgesetzes von 1937 in verein- 
faditer Form fortgeführt werden müssen. Es 
werden also In gewisser Flinslcht vorüber- 
gehend zwei Familienbuchsysteme nebeneln- 
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ander bestehen. Dies ist sehr unerfreulich, 
bringt insbesondere eine erhebliche Belastung 
der Standesbeamten mit sich. Die Bundes- 
regierung hat aber auch diese Bedenken im 
Hinblick auf den Wunsch der Lander und des 
Fachverbandes der Standesbeamten zurück- 
gestellt. 

III. Der Entwurf verfolgt schließlich den 
Zweck, die seit dem Erlaß des Personen- 
standsgesetzes von 1937 infolge zahlreicher 
Änderungsvorschriften eingetretene Unüber- 
sichtlidikeit zu beseitigen. Eine Reihe von 
Vorschriften ist mit den Bestimmungen des 
Kontrollratsgesetzes Nr. 1 oder anderen seit 
1945 ergangenen Vorschriften nicht vereinbar 
und außer Kraft getreten. In einigen Fällen 
ist es geboten, in der Praxis aufgetretene 
Zweifel in dieser Richtung auszuräumen und 
Vorschriften, die den derzeitigen Verhält- 
nissen und Anschauungen nicht entsprechen, 
aufzuheben oder sachgemäß zu ändern; in der 
britisdien und amerikanischen Bcsatzungs- 
zone ist dies zum Teil bereits geschehen. Im 
übrigen will der Entwurf Vorschriften des 
Personenstandsrechts, die zur Zeit in den 
Ausführungsbestimmungen enthalten sind, 
im Hinblick auf die veränderten verfassungs- 
mäßigen Verhältnisse — unverändert oder in 
veränderter Form — in das Gesetz selbst auf- 
nefhmen. Mit dem Inkrafttreten des neuen 
Gesetzes soll das Personenstandsrecht, soweit 
es der Regelung durch Gesetz bedarf, aus- 
schließlich im Personenstandsgesetz, im übri- 
gen in einer Ausführungsverordnung und in 
der Dienstanweisung für die Standesbeamten 
kodifiziert sein. 

Schließlich soll das Hauptstandesamt in Ham- 
burg, dem in der Nadikriegszeit zahlreiche 
Sonderaufgaben, zunächst für die britische 
Zone, später auch für das ganze Bundesgebiet, 
übertragen worden sind, aufgelöst werden 
und das Standesamt I in Berlin wieder allge- 
mein die Aufgaben eines Zentralstandesamts 
übernehmen. 

IV. Die näheren Einzelheiten über die vor- 
geschlagene Neuregelung ergeben sich aus der 
Begründung zu den Einzelvorschlägen. 

Artikel I 
Zu Nr. 1 (§ 1 Abs. 2) 

Das jetzige Familienbuch besteht aus zwei 
Teilen. Im ersten Teil wird die Eheschließung 
beurkundet, im zweiten Teil wird der ver- 
wandtschaftliche Zusammenhang der Fami- 
lienangehörigen ersichtlich gemacht. Nach den 


Vorschlägen des Entwurfs soll der jetzige 
zweite Teil des Familienbuchs künftig am 
jeweiligen Wohnsitz der Ehegatten geführt 
werden, während der jetzige erste Teil bei 
dem Standesbeamten des Eheschließungsortes 
verbleibt. Das Familienbuch muß also geteilt 
werden. Der bisherige erste Teil soll die Be- 
zeichnung Heiratsbuch erhalten, der bisherige 
zweite Teil die Bezeichnung Familienbuch 
behalten. 

Zu Nr. 2 (§ 2 Abs. 1) 

Die Neufassung des § 2 Abs. 1 ergibt sich aus 
der Teilung des bisherigen Familienbuchs in 
ein Heiratsbuch und in ein Familienbuch 
(neuer Art). Das Heiratsbuch dient zur Beur- 
kundung der Heiraten. Das Familienbuch ist 
dazu bestimmt, den Personenstand der Fa- 
milienangehörigen und ihren verwandtschaft- 
lichen Zusammenhang ersichtlich zu machen 
(vgl. hierzu Nr. 13 des Entwurfs: §§ 12, 14 
und 15). 

Zu Nr. 3 (Änderung der Überschriften vor 
§3) 

Im Hinblick auf die Teilung des Familien- 
buchs in Heiratsbuch und Familienbuch 
müssen die Überschriften vor § 3 ent- 
sprechend dem Vorschlag des Entwurfs geän- 
dert werden. 

Zu Nr. 4 (§ 5) 

§ 5 Abs. 1 des Entwurfs übernimmt wieder 
die alte Regelung des § 45 des Personen- 
standsgesetzes von 1875, wonach die Vorlage 
der Geburtsurkunden der Verlobten bei der 
Bestellung des Aufgebots genügte. Nach § 5 
Abs. 2 des Personenstandsgesetzes von 1937 
mußte zum Nachweis der Ehefähigkeit eine 
beglaubigte Abschrift aus dem Familienbuch 
(alter Art) und das Ehetauglichkeitszeugnis 
vorgelegt werden, und nach § 9 der 1. Ver- 
ordnung zur Ausführung des Personenstands- 
gesetzes mußten die Verlc>ben, wenn noch 
kein Familienbuch (alter Art) angelegt war, 
ihre Geburtsurkunden und die Heiratsurkun- 
den ihrer Eltern, bei unehelicher Geburt die 
Geburtsurkunde der Mutter und, falls der 
Vater bekannt ist, auch dessen Geburts- 
urkunde vorlegen. Auf die Vorlage dieser 
Urkunden, die insbesondere die Prüfung der 
Rassezugehörigkeit der Verlobten ermög- 
lichen sollten, kann in Zukunft verzichtet 
werden. Ebenso kann auf die Vorlage des 
Ehetauglichkeitszeugnisses verzichtet werden, 
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da das Ehehindernis der Ehetauglichkeit weg- 
gefallen ist. 

Nach § 5 Abs. 2 des Entwurfs darf der Stan- 
desbeamte — ebenso wie nach geltendem Recht 
— das Aufgebot nur erlassen oder Befreiung 
vom Aufgebot nur dann bewilligen, wenn 
die Verlobten nachgewiesen haben, daß der 
beabsichtigten Eheschließung kein Hindernis 
entgegensteht. Die Verlobten müssen zu die- 
sem Zwecke über die Vorschrift des Ab- 
satzes 1 hinaus u. U. weitere Urkunden (z. B. 
Sterbeurkunde des früheren Ehegatten, Ehe- 
scheidungsurteil usw.) vorlegen. 

§ 5 Abs. 3 behandelt den — heute sehr häufi- 
gen — Fall, in dem den Verlobten die Be- 
schaffung der erforderlichen Urkunden nicht 
oder nur mit erheblichen Schwierigkeiten 
oder unverhältnismäßig hohen Kosten mög- 
lich ist. Es soll bei der bisherigen Regelung 
verbleiben, wonach sich der Standesbeamte in 
solchen Fällen mit der Vorlage kirchlicher 
oder anderer beweiskräftiger Bescheinigungen 
begnügen kann. Der Standesbeamte soll auch 
die Befugnis behalten, die Verlobten von der 
Beibringung von Urkunden und Bescheini- 
gungen zu entbinden, wenn er die zu bewei- 
senden Tatsachen kennt oder sich auf andere 
Weise Gewißheit verschafft hat. Er behält 
die Befugnis, notfalls zum Nachweis eides- 
stattliche Erklärungen der Verlobten entge- 
genzunehmen. Durch den Entwurf wird klar- 
gestellt, daß nicht nur eidesstattliche Erklä- 
rungen der Verlobten selbst, sondern auch 
solche von anderen Personen entgegengenom- 
men werden können, und daß nicht nur 
Personenstandsurkunden, sondern auch an- 
dere Urkunden (z. B. Ehescheldungsurteilc) 
durch eidesstattliche Erklärung ersetzt werden 
können. 

In § 5 Abs. 4 sollen zur Verhütung von Miß- 
bräudicn die Verlobten verpflichtet werden, 
die zur Eheschließung erforderlichen Einwilli- 
gungserklärungen der Eltern, des Vormundes 
oder Pflegers dem Standesbeamten durch 
öffentliche oder öffentlich beglaubigte Ur- 
kunden nachzuweisen. Es entspricht einem 
dringenden Bedürfnis der Praxis, daß für die 
Beurkundung oder Beglaubigung dieser Ein- 
wllligungserkrärungen außer den sonst zu- 
ständigen Stellen aucli der Standesbeamte für 
zuständig erklärt wird, und zwar soll jeder 
Standesbeamte zuständig sein, nidat nur der 
Standesbeamte, der im Einzelfalle für das 
Aufgebot und die Eheschließung zuständig 
ist. 


Zu Nr. 5 (§ 5 a) 

Die Vorschrift des § 5 a des Entwurfs wird 
aus § 21 der 1. Verordnung zur Ausführung 
des Personenstandsgesetzes in das Gesetz 
übernommen. Eine Übernahme des Absatzes 1 
Satz 1 und 2 des § 21 ist jedoch entbehrlich, 
weil die hierin enthaltenen Bestimmungen 
bereits in § 10 des Ehegesetzes enthalten 
sind. Soweit die Bestimmungen des § 21 der 
1. Verordnung zur Ausführung des Personen- 
standsgesetzes sich auf die rassische Zugehö- 
rigkeit der Verlobten und das Ehetauglich- 
keitszeugnis beziehen, sind sie gegenstandslos 
geworden. Es entspricht einem dringenden 
Bedürfnis der Praxis, in diesem Zusammen- 
hang den Standesbeamten zur Entgegen- 
nahme von eidesstattlichen Erklärungen zu 
ermächtigen. 

Zu Nr. 6 (§§ 6, 7) 

a) § 6 Abs. 1 des Entwurfs entspricht sachlich 
dem jetzigen § 6 Abs. 1 des Gesetzes. 

§ 6 Abs. 2 des Gesetzes wird ergänzt durch 
die §§ 28 und 29 der 1. Verordnung zur 
Ausführung des Personenstandsgesetzes. Aus 
gesetzestechnischen Gründen erscheint es 
zweckmäßig, die Vorschriften des § 6 Abs. 2 
des Gesetzes und der §§ 28, 29 der Ausfüh- 
rungsverordnung zusammenzufassen. Sie bil- 
den den § 6 Abs. 2 und 3 des Entwurfs. 
Soweit die Fassung von den geltenden Be- 
stimmungen abweicht, enthält sie keine sach- 
liche Änderung. 

b) Der § 7 des Entwurfs faßt den jetzigen 
§ 7 des Gesetzes und den § 27 Abs. 1 der 
1. Verordnung zur Ausführung des Personen- 
standsgesetzes zusammen. Es soll bei der bis- 
herigen Regelung verbleiben, daß bei lebens- 
gefährlicher Erkrankung eines Verlobten 
durch ärztliches Zeugnis nachgewiesen werden 
muß, daß die Eheschließung nicht aufgescho- 
ben werden kann. Eine Erleichterung gegen- 
über dem geltenden Recht bringt der Ent- 
wurf insoweit, als er den Nachweis auch auf 
andere Weise gestattet. Wie bisher genügt Im 
Falle der lebensgefährlichen Erkrankung die 
Glaubhaftmachung, daß der beabsichtigten 
Eheschließung kein Hindernis entgegensteht. 

Anders als nach geltendem Recht (vgl. § 7 des 
Gesetzes, § 27 Abs. 2 der 1. VO zur Ausfüh- 
rung des Personenstandsgesetzes) muß nach 
den Vorschlägen des Entwurfs in den Fällen, 
In denen Befreiung vom Aufgebot bewilligt 
wird, die Ehefähigkeit in der üblichen Weise 
(§5 des Entwurfs) nachgewiesen werden. 
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Zu Nr. 7 (§ 7 a) 

Nach § 8 des Ehegesetzes soll eine Frau nicht 
vor Ablauf von zehn Monaten nach der Auf- 
lösung oder Nichtigerklärung ihrer früheren 
Ehe eine neue Ehe eingehen, es sei denn, daß 
sie inzwischen geboren hat. Von dieser Vor- 
schrift kann Befreiung bewilligt werden. Die 
Zuständigkeit für die Befreiung ist in § 32 
der 1. VO zur Ausführung des Personen- 
standsgesetzes geregelt (vgl. auch § 9 der 
1. VO zur Ausführung des Ehegesetzes vom 
27. Juli 1938 — RGBl. I S. 923 — ). Im Hin- 
blick auf die veränderten staatsrechtlichen 
Venhältnisse übernimmt der Entwurf diese 
Zuständigkeitsvorschrift in das Gesetz. 
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beamten erteilt werden. Die Zuständigkeit 
für die Befreiung wird in § 7 a Abs. 1 des 
Entwurfs geregelt. Während nach § 32 der 
1. VO zur Ausführung des Personenstands- 
gesetzes für die Befreiung der Standesbeamte 
zuständig ist, vor dem die Ehe geschlossen 
werden soll, erklärt der Entwurf den Standes- 
beamten für zuständig, der das Aufgebot er- 
läßt oder Befreiung vom Aufgebot bewilligt. 
Diese Regelung erscheint systematisch richti- 
ger, weil es Aufgabe dieses Standesbeamten 
ist, die Ehefähigkeit der Verlobten festzu- 
stellen. 

Bei Eheschließungen im Ausland soll künftig 
der Standesbeamte für die Bewilligung der 
Befreiung zuständig sein, der für die Ertei- 
lung des Ehefähigkeitszeugnisses zur Ehe- 
schließung im Ausland zuständig ist. Diese 
Regelung empfiehlt ich, weil dadurch erreicht 
wird, daß in diesen Fällen nur ein Standes- 
beamter mit der Sache befaßt wird. 

In den Fällen, in denen die Eheschließung 
wegen lebensgefährlicher Erkrankung eines 
Verlobten ohne Aufgebot geschlossen wer- 
den kann, soll aus Zweckmäßigkeitsgründen 
der Standesbeamte für zuständig erklärt wer- 
den, vor dem die Ehe tatsächlich geschlossen 
wird. 

§ 7 a Abs. 2 sieht vor, daß künftig die Be- 
freiung vom Ehehindernis der Wartezeit in 
der Regel erteilt werden soll. Der Vorschlag 
ist im Hinblick auf § 1600 BGB in der 
Fassung des § 2 der Verordnung über die 
Angleichung familienrechtlicher Vorschriften 
vom 6. Februar 1943 (RGBl. I S. 80) unbe- 
denklich. § 32 Abs. 5 der 1. VO zur Aus- 
führung des Personenstandsgesetzes, wonach 
es der Befreiung nicht bedarf, wenn die Frau 
nach Auflösung oder Nichtigerklärung einer 


früheren Ehe ein Kind geboren hat, braucht 
nicht in das Gesetz aufgenommen zu werden, 
weil diese Bestimmung bereits in § 8 des Ehe- 
gesetzes enthalten ist. 

Nach § 32 Abs. 4 ist im Falle der Versagung 
der Befreiung Beschwerde im Verwaltungs- 
wege zulässig. Auf eine entsprechende Vor- 
schrift kann künftig verzichtet werden. Nadi 
der im Entwurf vorgesehenen Neuregelung 
wird die Befreiung nur in seltenen Aus- 
nahmefällen versagt werden. Es kann deshalb 
bei der allgemeinen Regel verbleiben, wonadi 
bei Ablehnung von beantragten Amtshand- 
lungen das Amtsgericht angcrufen werden 
kann. 

Zu Nr. 8 (Überschrift vor § 9) 

Die neue Überschrift ergibt sich aus der Tei- 
lung des bisherigen Familienbuchs in Helrats- 
buch und Familienbuch. 

Zu Nr. 9 (§ 9) 

Die Neufassung des § 9 beruht darauf, daß 
der erste Teil des jetzigen Familienbuchs 
künftig die Bezeichnung Heiratsbuch erhal- 
ten soll. 

Zu Nr. 10 (Wegfall des § 10) 

§10 des Gesetzes muß wegfallen, da er die 
Einteilung des jetzigen Familienbuchs regelt. 
Inwieweit das bisherige Familienbuch zweiter 
Teil noch fortzuführen ist, wird in den Über- 
gangsvorschriften geregelt. 

Zu Nr. 11 (§ 11 Abs. 1) 

§11 Abs. 1 entspricht dem § 11 Abs. 1 des 
Gesetzes in der ursprünglichen Fassung. Ent- 
sprechend dem amtlichen Vordruck ist vor- 
gesehen, daß auch das Alter der Zeugen in 
das Heiratsbuch eingetragen wird. 

Zur Frage der Eintragung des religiösen Be- 
kenntnisses wird auf die Begründung zu 
Nr. 60 (§ 69 a) verwiesen. 

Zu Nr. 12 (Überschrift vor § 12) 

Vgl. Begründung zu Nr. 8. 

Zu Nr. 13 (§§ 12 bis 15 d) 

a) In den §§ 12, 13 des Gesetzes werden die 
Randvermerke zum Heiratseintrag behandelt. 
Es werden eingetragen 
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der Tod oder die Todeserklärung eines Ehe- 
gatten, 

die Aufhebung oder die Scheidung der Ehe, 
die Nichtigerkrärung der Ehe, 

die Feststellung des Nichtbestehens der Ehe 

(§ 12 ), 

die Änderung und die allgemein bindende 
Feststellung des Namens der Ehegatten 
sowie jede Änderung ihres Personen- 
standes, 

der Wechsel des religiösen Bekenntnisses 

(§ 13 ). 

In Zukunft sollen diese Tatsadien nicht mehr 
am Rande des Fieiratselntrags vermerkt, son- 
dern in das Familienbuch eingetragen werden 
(vgl. § 14 des Entwurfs). 

Die §§ 14, 15 des Gesetzes enthalten die 
Grundzüge für die Führung des bisherigen 
zweiten Teiles des Blattes im Familienbuch, 
die durch die Vorschriften -der 1. VO zur 
Äusführung des Personenstandsgesetzes er- 
gänzt werden. Die hierin enthaltenen Be- 
stimmungen finden sich jetzt in dem Ent- 
wurf. 

b) § 12 des Entwurfs behandelt die Anlegung 
des Familienbuchs. Nach geltendem Recht 
(vgl. § 9 des Gesetzes von 1937) Ist das Fa- 
milienbuch bei der Eheschließung im Beisein 
der Ehegatten und der Zeugen zu eröffnen. 
§12 des Entwurfs sieht vor, daß das Fami- 
lienbuch Im Anschluß an die Eheschilleßung 
von dem Standesbeamten, vor dem die Ehe 
geschlossen Ist, angelegt wird. Es wird also 
nicht mehr verlangt, daß das Familienbuch 
sofort nach der Eheschließung und noch im 
Beisein der Ehegatten angelegt wird. Diese 
Vorschrift entspricht einem dringenden 
Wunsch der Standesbeamtenschaft. 

Das Familienbuch enthält zunächst die glei- 
chen Angaben, die das Fieiratsbuch über die 
Person der Ehegatten enthält. Ferner sollen 
eingetragen werden die Vor- und Familien- 
namen sowie Wohnort oder letzter Wohnort 
der Eltern der Ehegatten und ein Vermerk 
über die Staatsangehörigkeit der Ehegatten, 
falls diese von den Ehegatten nachgewiesen 
wird. Dies entspricht Im wesentlichen dem 
geltenden Recht. 

c) § 13 des Entwurfs behandelt die Frage, 
wer das Familienbuch nach seiner Anlegung 
fortführen soll. Während nach geltendem 
Redit das Familienbuch von dem Standes- 
beamten fortgeführt wird, der es angelegt 


hat, sieht der Entwurf vor, 'daß das Familien- 
buch von dem Standesbeamten fortgeführt 
werden soll, in dessen Bezirk der Mann 
seinen jeweiligen Wohnsitz, beim Fehlen 
eines Wohnsitzes seinen gewöhnlichen Auf- 
enthalt hat (vgl. hierzu Vorbemerkung). 

Es ist in Deutschland In weitem Umfange 
auch heute noch üblich, daß -die Ehe am 
Wohnsitz der Braut geschlossen wird. In die- 
sen Fällen muß der Standesbeamte im An- 
schluß an die Eheschließung das von ihm 
angelegte Familienbuch zum Zwecke der 
Fortführung an den Standesbeamten über- 
senden, in dessen Bezirk 'der Mann seinen 
Wohnsitz hat. Verlegt im Laufe der Ehe der 
Mann seinen Wohnsitz, so muß das Familien- 
buch jeweils an den neuen Wohnsitz des 
Mannes geschickt werden. In den Ausfüh- 
rungsvorschriften wird sichergestellt werden, 
daß die Einwohnermeldeämter den Standes- 
beamten von jedem Zuzug Kenntnis geben, 
damit dieser das Familienbuch von dem Stan- 
desbeamten des bisherigen Wohnsitzes anfor- 
dern und den Eingang überwachen kann. 
Eine solche Regelung ist auch deshalb erfor- 
derlich, weil das Familienbuch dem Standes- 
beamten 'des neuen Wohnsitzes In Urschrift 
übersandt wird und die Möglichkeit nicht 
ausgeschlossen werden kann, daß es unter- 
wegs in Verlust gerät. Eine Zweitschrift des 
Familienbuchs soll aus Gründen der Kosten- 
ersparnis nicht geführt werden. 

§13 Abs. 2 bis 5 treffen Sonderbestimmun- 
gen für die Fälle, in denen der Mann oder 
beide Ehegatten ihren Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt nicht im Geltungs- 
bereich 'des Gesetzes haben und für die Fälle, 
In denen die Ehe aufgelöst oder für nichtig 
erklärt ist. Fiat der Mann Im Geltungsbereich 
des Gesetzes weder Wohnsitz noch gewöhn- 
lichen Aufenthalt, so soll das Familienbuch 
von dem Standesbeamten fortgeführt wer- 
den, der für den Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt der Frau zuständig ist. Fiat 
auch die Frau ihren Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt außerhalb des Geltungs- 
bereichs des Gesetzes, so soll für die Fortfüh- 
rung die Zuständigkeit des Standesbeamten 
des Standesamts I in Berlin begründet wer- 
den. 

Stirbt ein Ehegatte (oder wird ein Ehegatte 
für tot erklärt oder seine Todeszeit gericht- 
lich festgestellt), so wird das Familienbuch 
von dem für den Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt des überlebenden Ehegat- 
ten zuständigen Standesbeamten fortgeführr. 
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Stirbt auch der überlebende Ehegatte oder 
wird die Ehe geschieden, aufgehoben oder für 
niditig erklärt, so wird das Familienbuch am 
bisherigen Führungsort fortgeführt. 

d) Die §§ 14, 15 des Entwurfs bestimmen, 
welche Eintragungen zum Zwecke der Fort- 
führung des Familienbuchs vorgenommen 
werden sollen. 

In § 14 sind die Fälle zusammengefaßt, die 
die Ehegatten betreffen. Fiiernach sollen zum 
Zwecke der Fortführung des Familienbuchs 
zunächst die Tatsachen eingetragen werden, 
die nach geltendem Recht bisher am Rande 
des Heiratseintrags zu vermerken sind; 
nämlich 

der Tod der Ehegatten, ihre Todeserklä- 
rung oder die gerichtliche Feststellung 
der Todeszeit, 

die Aufhebung und die Scheidung der 
Ehe, 

die Nichtigerklärung der Ehe, 

die Feststellung des Nichtbestehens der 
Ehe, 

jede sonstige Änderung des Personen- 
standes, 

die Änderung oder allgemein bindende 
Feststellung des Namens, 

der Wechsel des religiösen Bekenntnisses. 

Außerdem sollen eingetragen werden die Tat- 
sachen, die bisher über die Ehegatten im 
Zweiten Teil des Blattes im Familienbuch ein- 
zutragen sind, nämlich 

die Wiederverheiratung, 

ein Vermerk über die Änderung der 
Staatsangehörigkeit, falls die Änderung 
von den Ehegatten nachgewiesen wird. 

In § 15 des Entwurfs sind die Fälle aufge- 
führt, die sich auf die Kinder beziehen. 

Nach Absatz 1 sind in das Familienbuch der 
Ehegatten einzutragen: 

die ehelichen Kinder der Ehegatten, 

die unehelichen Kinder der Frau, sobald 
das Vormundschaftsgericht festgestellt 
hat, daß sie durch die Eheschließung 
eheliche Kinder der Ehegatten gewor- 
den sind, 

die von den Ehegatten an Kindes Statt an- 
genommenen Kinder, 

die von einem Ehegatten an Kindes Statt 
angenommenen Kinder des anderen 
Ehegatten. 


In der Eintragung sind die Vornamen der 
Kinder sowie Ort und Tag ihrer Geburt an- 
zugeben. Im Falle der Legitimation oder 
Adoption eines Kindes ist auch dessen bis- 
heriger Familienname mit anzugeben. 

Darüber hinaus werden nach Absatz 2 ln das 
Familienbuch Angaben über diese Kinder 
eingetragen, die nach geltendem Recht bisher 
im zweiten Teil des Blattes im Familienbuch 
einzutragen sind, nämlich 

die Eheschließung, 

der Tod, die Todeserklärung oder die ge- 
richtliche Feststellung der Todeszeit, 

jede sonstige Änderung des Personen- 
standes, 

jede Änderung oder allgemein bindende 
Feststellung des Namens. 

An sich werden diese Angaben nur bis zur 
Eheschließung des Kindes eingetragen. Wird 
aber ein schon verheiratetes Kind an Kindes 
Statt angenommen oder wird festgestellt, daß 
ein verheiratetes Kind nidit ein eheliches 
Kind der Ehegatten ist, dann wird im Fa- 
milienbuch der Ehegatten auch die Annahme 
des Kindes an Kindes Statt oder die allgemein 
bindende Feststellung eingetragen, daß das 
Kind nicht ein eheliches Kind der Ehegatten 
ist, um die Eintragung im Familienbuch der 
Eltern des Kindes und in seinem eigenen 
Familienbuch in Übereinstimmung zu brin- 
gen. 

Der Entwurf sieht — in Abweichung vom 
geltenden Recht — nicht vor, daß uneheliche 
Kinder der Frau, für ehelich erklärte Kinder 
des Mannes und von einem Ehegatten allein 
adoptierte Kinder (soweit sie nicht nach 
§ 1757 Abs. 2 BGB die rechtliche Stellung 
eines gemeinschaftlichen Kindes der Ehegat- 
ten erlangen) in das Familienbuch eingetragen 
werden. Nach geltendem Recht werden die 
unehelichen Kinder der Frau in das Familien- 
buch ihrer Großeltern mütterlicherseits ein- 
getragen (vgl. § 43 'der 1. VO zur Ausfüh- 
rung des Personenstandsgesetzes). Ebenso 
werden Kinder, die von einem Ehegatten 
allein an Kindes Statt angenommen sind, in 
dem Familienbuch der Eltern des Annehmen- 
den eingetragen (§ 44 Abs. 1 Satz 1 der 
1. VO zur Ausführung des Personenstands- 
gesetzes). Für ehelich erklärte Kinder wer- 
den im Familienbuch ihrer Großeltern vater- 
lidierseits eingetragen (§ 44 Abs. 1 Satz 1 
a.a.O.). Schließlich bestimmt § 45 der 1. VO 
zur Ausführung des Personenstandsgesetzes, 
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daß uneheliche Kinder, denen der Ehemann 
der Mutter gegenüber der zuständigen Be- 
hörde seinen Familiennamen gemäß § 1706 
Abs. 2 Satz 2 BGB erteilt hat, auf demjenigen 
Blatt im Familienbuch in Spalte VI des zwei- 
ten Teiles nachrichtlich vermerkt werden, das 
für die Ehegatten bei der Eheschließung an- 
gelegt ist. Eine Beibehaltung dieser Vor- 
schriften erscheint nicht zweckmäßig. Einmal 
dürfte es dem Sinn und Zweck des Familien- 
buchs entsprechen, daß in dieses Familienbuch 
außer den Ehegatten selbst (und deren Eltern) 
nur die gemeinschaftlichen Kinder der Ehe- 
gatten eingetragen werden, nicht aber Kinder, 
die nur im Verhältnis zu einem der Ehegat- 
ten die rechtliche Stellung eines ehelichen 
Kindes haben. Auch die Regelung, daß die 
Kinder im Familienbuch ihrer Großeltern 
eingetragen werden, erscheint wenig zweck- 
mäßig, da hierdurch eine erhebliche Verwal- 
tungsarbeit bedingt wird, es auch niclit 
zweckmäßig erscheint, das Familienbuch 
außer für die Ehegatten und Ihre Kinder auch 
noch für entferntere Abkömmlinge (Enkel, 
Urenkel) zu führen. 

e) § 15 a enthält eine der wichtigsten Bestim- 
mungen des Entwurfs. Er sieht vor, daß das 
Familienbuch außer bei der Eheschließung auf 
Antrag der Beteiligten angelegt wird, es sei 
denn, daß sie die Ehe vor dem 1. Januar 1955 
im Geltungsbereich des Gesetzes geschlossen 
haben. Diese Vorsdirlft soll es insbesondere 
ermöglichen, daß die Vertriebenen, über 
deren Personenstandsverhältnisse zu einem 
erheblichen Teil keine ordnungsmäßigen 
Unterlagen mehr vorhanden sind, wieder m[t 
Personenstandsurkunden ausgestattet werden. 
Im übrigen darf auf die Ausführungen in der 
Vorbemerkung verwiesen werden. 

Der Entwurf sieht nicht vor, daß für die 
Vertriebenen alsbald von Amts wegen ein 
Familienbucli anzulegen ist. Eine solche Vor- 
schrift würde mit dem bei den Standesämtern 
vorhandenen Personal nicht durchgeführt 
werden können. Dies würde auch erhebliche 
Kosten verursachen. Deshalb sieht der Ent- 
wurf vor, daß die Anlegung des Familicn- 
buclis nur auf Antrag erfolgt. Die Anlegung 
des Familienbudis für die Vertriebenen wird 
sldi also auf mehrere Jahre verteilen. Den 
berechtigten Interessen der Vertriebenen ist 
hiermit Rechnung getragen, weil sie den An- 
trag auf Anlegung des Familienbuchs stellen 
können, sobald für sie das Bedürfnis hervor- 
tritt, in den Besitz von ordnungsmäßigen 
Personenstandsunterlagen zu kommen. 


Das Familienbuch ist auf Antrag jeder Person 
anzulegen, die in das Buch einzutragen Ist, 
also sowohl auf Antrag der Eltern wie auf 
Antrag eines gemeinschaftlichen Kindes. Vor 
der Eintragung sind sämtliche Personen, die 
in das Familienbuch einzutragen sind, zu 
hören, es sei denn, daß die Anhörung untun- 
lich ist. Diese Vorschrift erscheint erforder- 
lich, um möglichst zuverlässige Angaben über 
die einzutragenden Tatsachen zu erhalten. 

Abweichend von § 15 a kann das Land durch 
Rechtsverordnung bestimmen, daß audi an- 
dere Personen die Anlegung eines Familien- 
buchs beantragen können und daß ein Fami- 
lienbuch allgemein bis zu einem bestimmten 
Zeitpunkt anzulegen ist. Diese Regelung ist 
in § 70 a Abs. 2 Nr. 1 des Entwurfs vorge- 
sehen, um den Ländern für den Fall der Zu- 
sammenlegung von Standesamt und Einwoh- 
nermeldeamt eine sclinellere Anlegung des 
Familienbuchs zu ermöglichen. 

Für die Anlegung und Fortführung des Fa- 
milienbuchs auf Antrag eines Beteiligten 
müssen die gleichen Vorschriften gelten, die 
für die Anlegung eines Familienbuchs bei der 
Eheschließung gelten (vgl. § 15 a Abs. 3 erster 
Halbsatz). Zuständig für die Anlegung ist der 
Standesbeamte, der, wenn das Familienbuch 
bei der Eheschließung angelegt wäre, dieses 
im Zeitpunkt der Antragstellung fortzufüh- 
ren hätte, also der in § 13 des Entwurfs be- 
zeichnete Standesbeamte. In § 15 a Abs. 3 
zweiter Halbsatz ist zur Klarstellung aus- 
drücklich ibestimmt, daß im Falle der Schei- 
dung, Aufhebung oder Nichtigerklärung der 
Ehe oder im Falle des Todes des zuletzt ver- 
storbenen Ehegatten der Standesbeamte für 
die Anlegung des Familienbuchs zuständig 
sein soll, der vor dem Ereignis für die Füh- 
rung des Familienbuchs zuständig gewesen 
wäre. Ist dieser Standesbeamte nicht tätig 
oder nicht erreichbar, so Ist wie in allen an- 
deren gleichgelagerten Fällen der Standes- 
beamte des Standesamts I In Berlin für die 
Anlegung zuständig. 

f) § 15 b des Entwurfs bestimmt, auf Grund 
welcher Unterlagen die Eintragung In das 
Famillenbuda vorzunehmen sind. Grundsätz- 
lich soll die Eintragung im Familienbuch auf 
Grund der Einträge in den anderen Personen- 
standsbüchern (Geburtenbuch, Helratsbuch, 
Sterbebuch) vorgenommen werden. Es muß 
aber auch zugelassen werden, daß die Eintra- 
gungen auf Grund von öffentlichen Urkun- 
den (auch ausländischen öffentlichen Ur- 
kunden) vorgenommen werden; dies ist ins- 
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besondere deshalb erforderlich, weil nach dem 
vorliegenden Entwurf die Randvermerke 
zum Heiratseintrag entfallen. Um die Anfor- 
derungen auf Vorlage öffentlicher Urkunden 
nicht zu überspannen, wird auf diese bei den 
Angaben über den Beruf, den Wohnort und 
das religiöse Bekenntnis verzichtet. 

Wenn der Entwurf vorsieht, daß die Eintra- 
gungen in das Familienbuch nur auf Grund 
von Einträgen in anderen Personenstands- 
büchern oder auf Grund von öffentlichen 
Urkunden vorgenommen werden dürfen, so 
erscheint eine solche Vorschrift deshalb erfor- 
derlich, weil das Familienbuch grundsätzlldi 
mit derselben Beweiskraft ausgestattet ist wie 
die übrigen Personenstandsbücher (vgl, Nr. 49 
des Entwurfs, § 60). Durch diese Vorschrift 
wird nicht ausgeschlossen, daß die Eintragun- 
gen im Familienbuch auf Grund von öffent- 
lich beglaubigten Erklärungen vorgenommen 
werden, soweit das Gesetz eine Öffentlldi 
beglaubigte Erklärung zur Herbeiführung 
des gewünschten Erfolges (vgl. z. B. §§ 55, 56 
des Ehegesetzes, Nr. 13 des Entwurfs § 15 d) 
vorsieht. Unter den heutigen Verhältnissen 
wird es aber in vielen Fällen nicht möglich 
sein, den Personenstand durch öffentliche 
Urkunden nachzu weisen; insbesondere wer- 
den sich Vertriebene häufig in dieser Lage 
befinden. Aus diesem Grunde sieht der Ent- 
wurf 'die entsprechende Anwendung des § 5 
Abs. 3 vor. Auf Grund eidesstattlicher Erklä- 
rungen soll der Standesbeamte eine Eintra- 
gung nur mit Zustimmung der unteren Ver- 
waltungsbehörde vornehmen dürfen; es er- 
scheint zweckmäßig, daß in diesen Fällen eine 
Prüfung durdi eine übergeordnete Instanz 
eingeschaltet wird, da damit gerechnet wer- 
den muß, daß auch unrichtige eidesstattliche 
Erklärungen abgegeben werden, um im Ein- 
zelfall den erstrebten Erfolg zu erreichen. In 
Gemeinden mit über 15 000 Einwohnern ist 
eine Zustimmung der unteren Verwaltungs- 
behörde für solche Eintragungen nicht erfor- 
derlich. Die höhere Verwaltungsbehörde soll 
ferner die Möglichkeit haben, Standesbeamte 
in Gemeinden unter 15 000 Einwohnern zu 
ermächtigen, auch auf Grund von eidesstatt- 
lichen Erklärungen Eintragungen in das Fa- 
milienbuch ohne Zustimmung der unteren 
Verwaltungsbehörde vorzunehmen. 

g) § 15 c des Entwurfs sieht in Anlehnung 
an den jetzigen § 15 Abs. 3 des Gesetzes vor, 
daß das Familienbuch für ein Kind nicht 
mehr fortgeführt wird, wenn es die Ehe ge- 
schlossen hat oder wenn es an Kindes Statt 


angenommen worden Ist. In diesen Fällen 
wird das Kind in ein anderes Famllienbudi 
eingetragen. Wegen Satz 2 vgl. Begründung 
zu Nr. 13 des Entwurfs zu § 15 Abs. 2 
Satz 2. 

h) § 15 d des Entwurfs behandelt den Fall 
der Namensänderung der Frau nach Schei- 
dung oder Aufhebung der Ehe (vgl. §§ 55, 56 
des Ehegesetzes). Die Vorschrift Ist zur Zeit 
in § 49 der 1. VO zur Ausführung des Per- 
sonenstandsgesetzes enthalten; sie soll nun- 
mehr im Hinblick auf die veränderten staats- 
rechtlichen Verhältnisse in das Gesetz über- 
nommen werden. Die Vorschrift umfaßt auch 
bereits den im Entwurf des Gleichberechti- 
gungsgesetzes vorgesehenen Fall, daß eine 
Frau dem Familiennamen des Mannes ihren 
M ä d ch e n n a m en h inz u f üg t . 

Zur Entgegennahme der Erklärungen soll 
künftig der Standesbeamte zuständig sein, 
der das Familienbuch für die Frau führt. 
Diese Zuständigkeitsregelung empfiehlt sich 
deshalb, weil in der Regel die Frau ihren 
Wöhnsitz am Orte dieses Standesbeamten 
hat und weil die Namensänderung der Frau 
in das von diesem Standesbeamten geführte 
Familienbuch eingetragen werden muß. Wird 
ein Familienbuch für die Frau nicht geführt, 
so soll der Standesbeamte zuständig sein, der 
die Eheschließung beurkundet hat und, falls 
die Ehe nicht im Geltungsbereich des Gesetzes 
geschlossen ist, der Standesbeamte des Stan- 
desamts I in Berlin (Abs. 2 Satz 2). 

Zu Nr. 14 (§ 19 a) 

Diese Vorschrift ist von dem Bundesverband 
der Standesbeamten unter Hinweis auf eine 
in der Schweiz gültige Vorschrift empfohlen 
worden. 

Zu Nr. 15 (§ 21 Abs. 1 Nr. 1) 

Durch den Vorschlag unter Nr. 15 soll die 
ursprüngliche Fassung des § 21 Abs. 1 Nr. 1 
des Personenstandsgesetzes wiederhergestellt 
werden. Zur Frage der Eintragung des reli- 
giösen Bekenntnisses vgl. die Begründung zu 
Nr. 60 (§ 69 a). 

Zu Nr. 16 (§ 22 Abs. 2) 

Die vorgeschlagene Ergänzung des § 22 soll 
den anzeigepflichtigen Personen die nach- 
trägliche Anzeige des Vornamens des Kindes 
erleichtern. Sie sollen die Möglichkeit erhal- 
ten, die Anzeige auch einem anderen als dem 
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Standesbeamten zu erstatten, der die Geburt 
des Kindes beurkundet hat. 

Zu Nr. 17 (§ 26) 

§ 26 des Entwurfs entspricht dem § 26 des 
Gesetzes, paßt ihn aber den veränderten 
staatsrechtlichen Verhältnissen an. 

Zu Nr. 18 (§ 28 Abs. 1) 

Zur Verwaltungsvereinfachung soll die Ein- 
tragung einer Geburt, deren Anzeige sich um 
mehr als drei Monate verzögert hat, nur noch 
in kreisangehörigen Gemeinden unter 15 000 
Einwohnern genehmigungspflichtig sein. In 
den übrigen Gemeinden soll der Standes- 
beamte von sich aus nach Ermittlung des 
Sachverhalts die Eintragung vornehmen 
können. 

Zu Nr. 19 (§ 29) 

§ 29 des Personenstandsgesetzes behandelt die 
Eintragung des Vaterschaftsanerkenntnisses 
in das Geburtenbuch. Der Grundsatz, daß das 
Vaterschaftsanerkenntnis am Rande des Ge- 
burtseintrags vermerkt werden soll, bleibt 
unberührt. 

Im Hinblick auf die veränderten staatsrecht- 
lichen Verhältnisse soll die Zuständigkeit des 
Standesbeamten zur Beurkundung des Vater- 
schaftsanerkenntnisses und der etwa erforder- 
lichen Zustimmung des gesetzlichen Vertre- 
ters des Anerkennenden künftig im Gesetz, 
nicht mehr in der Ausführungsverordnung 
(vgl. jetzt § 61 Abs. 1 der Ausführungs- 
verordnung) geregelt werden. 

Zu Nr. 20 (§ 29 a) 

Einem praktischen Bedürfnis entsprechend 
soll in Zukunft auch die Möglichkeit gegeben 
werden, ein in einem ausländischen Gesetz 
vorgesehenes Mutterschaftsanerkenntnis in 
das deutsche Personenstandsbuch einzutragen, 
da nach der Rechtsordnung verschiedener 
Staaten der Personenstand des Kindes durch 
das Anerkenntnis der Mutterschaft berührt 
wird. 

Die Zuständigkeitsregelung soll sich auch auf 
das Anerkenntnis der Mutterschaft beziehen, 
soweit nach dem maßgebenden Heimatrecht 
die Anerkennung der Mutterschaft vor dem 
Standesbeamten erfolgen kann. 


Zu Nr. 21 (§ 31) 

§31 des Entwurfs behandelt — ebenso wie 
§31 des Gesetzes — die Feststellung der Le- 
gitimation eines Kindes durch nachfolgende 
Ehe der Eltern. Die jetzige Regelung soll 
grundsätzlich beibehalten werden. Es werden 
lediglich einige unwesentliche Änderungen für 
den Fall vorgeschlagen, in dem die Geburt 
des Kindes nicht in einem deutschen Gebur- 
tenbuch beurkundet ist. In solchem Falle soU 
das Kind, falls für die Eltern ein Familien- 
buch geführt wird, in das Familienbuch der 
Eltern eingetragen werden. Ist auch dies nicht 
möglich, weil für die Eltern kein Familien- 
buch geführt wird, so soll eine Feststellung 
der Legitimation durch das Vormundschafts- 
gericht gleichwohl möglich sein, wenn zur 
Zeit der Legitimation der Vater oder das 
Kind Deutscher ist. Es erscheint zweckmäßig, 
die Möglidikeit einer vormundschaftsgericht- 
lichen Feststellung auch in den Fällen zu ge- 
ben, in denen eine Verlautbarung in einem 
deutschen Personenstandsbuch nicht möglich 
ist, weil das Kind dadurch in die Lage ver- 
setzt wird, jederzeit nachweisen zu können, 
daß es durch die Eheschließung seiner Eltern 
legitimiert und deshalb eheliches Kind ist. 

In den neuen Absätzen 2 bis 4 sollen die 
Grundsätze für das Verfahren des Vormund- 
schaftsgerichts, die jetzt in § 22 der 1. VO 
zur Ausführung 'des Personenstandsgesetzes 
enthalten sind, in das Gesetz übernommen 
werden. Eine Übernahme der Bestimmun- 
gen des § 22 Abs. 1 und 7 der Ausführungs- 
verordnung in das Gesetz erscheint nicht er- 
forderlich; es handelt sich hier um Ausfüh- 
rungsvorschriften, die der Ausführungsver- 
ordnung Vorbehalten bleiben sollen. 

In Absatz 5 ist vorgeschrieben, daß die Ein- 
tragungen im Geburtenbuch und Familien- 
buch auf Grund des rechtskräftigen Be- 
schlusses des Vormundschaftsgerichts erfolgen 
sollen. Im übrigen entspricht Absatz 5 des 
Entwurfs dem § 31 Abs. 2 des Gesetzes. 

Zu Nr. 22 (§ 31 a) 

§ 31 a des Entwurfs behandelt den Fall der 
Einbenennung des unehelichen Kindes durch 
den Ehemann der Mutter, der nicht der Er- 
zeuger des Kindes ist (vgl. § 1706 Abs. 2 
Satz 2 BGB). Die Vorschrift, die zur Zeit in 
§ 62 Abs. 1, 2 und Abs. 3 Satz 2 der 1. VO 
zur Ausführung des Personenstandsgesetzes 
enthalten ist, soll nunmehr im Hinblick auf 
die veränderten staatsrechtlichen Verhältnisse 
in das Gesetz übernommen werden. 
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Zu Nr. 23 (§ 34 a) 

Vgl. Begründung zu Nr. 14. 

Zu Nr. 24 (§ 37 Abs. 1 Nr. 1,4) 

Der Entwurf will zunächst die ursprüngliche 
Fassung des § 37 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes 
wiederherstellen. Zur Frage der Eintragung 
des religiösen Bekenntnisses im allgemeinen 
vgl. Nr. 60 (§ 69 a). 

§ 37 Abs. 1 Nr. 4 des Gesetzes soll wegfal- 
len; die Eintragung der Eltern des Verstor- 
benen in das Sterbebuch ist entbehrlich. Die 
Streichung bedeutet also eine Vereinfachung 
der Verwaltungsarbeit. 

Zu Nr. 25 (§ 38) 

Die Todesursache hat nur noch für die Sta- 
tistik Bedeutung. Der Standesbeamte soll des- 
halb durch eine entsprechende Vorschrift ln 
der Dienstanweisung für die Standesbeamten 
und ihre Aufsichtsbehörden verpflichtet wer- 
den, die Todesursache auf dem statistischen 
Zählblatt ZU vermerken, wenn ihm die 
Todesursache bekanntwird. Auf eine gesetz- 
liche Festlegung kann verzichtet werden. 

Zu Nr, 26 (§ 40) 

Die Neufassung des § 40 Abs. 1 stellt klar, 
daß außer der Todeserklärung auch die ge- 
riditliche Feststellung der Todeszeit nach den 
Vorschriften des Verschollenheitsgesetzes in 
das Buch für Todeserklärungen eingetragen 
wird. 

§ 40 Abs. 2 übernimmt ohne sachliche Ände- 
rung die Bestimmung des § 70 Abs. 3 der 
1. VO zur Ausführung des Personenstands- 
gesetzes. 

Zu Nr. 27 (Überschriften vor § 41) 

Die vorgeschlagene Fassung der Überschrift 
vor § 41 gibt den Inhalt der folgenden Vor- 
schriften besser wieder als die bisherige Über- 
schrift. 

Zu Nr. 28 (§41) 

§ 41 Abs. 1 des Entwurfs übernimmt den 
§ 41 Abs. 1 des Gesetzes ohne sachliche Ände- 
rungen. Daß der Begriff des „Deutschen" im 
Sinne des Personenstandsgesetzes sich mit 
dem Begriff des „Deutschen" in Art. 116 GG 
deckt, wird in Nr. 60 (§ 69 c) allgemein aus- 
gesprochen; ein entsprechender Flinweis in 


§ 41 Satz 1 erübrigt sich deshalb. Der neu 
angefügte Satz 2 soll Zweifel beseitigen, die in 
der Praxis aufgetreten sind. Grundlage der 
Eintragung ist in den Fällen des § 41 aus- 
schließlich die Anordnung der obersten Lan- 
desbeihörde; diese Anordnung muß daher alle 
für die Eintragung in Betracht kommenden 
Angaben enthalten. Es bedarf daneben nicht 
der sonst zur Eintragung in die Personen- 
standsbücher erforderlichen Anzeige. Außer 
der obersten Landesbehörde kann auch die 
höhere Verwaltungsbehörde die hier genannte 
Anordnung treffen, wenn das Land nadi 
§ 70 a Abs. 2 Nr. 3 des Entwurfs (vgl. Be- 
gründung zu Nr. 63) dies durch Rechtsver- 
ordnung bestimmt. Fliermit soll den Wün- 
schen einzelner Länder auf Dezentralisation 
dieser Maßnahmen entsprochen werden. 

§ 41 Abs. 2 des Gesetzes in der geltenden 
Fassung soll wegfallen. Eine Vorschrift, wo- 
nach die zuständige Stelle bestimmen kann, 
daß für deutsche Staatsangehörige, die im 
Ausland geheiratet haben, ein Familienbuch 
geführt wird, ist entbehrlich. Nr. 13 (§ 15 a 
des Entwurfs) ermöglicht in diesen Fällen eine 
Anlegung des Familienbuchs auf Antrag eines 
Beteiligten. 

In der Praxis hat sich die Notwendigkeit 
herausgestellt, dem Standesbeamten, der die 
Entscheidung der obersten Landesbehörde 
nach § 41 Abs. 1 vorzubereiten hat, die Be- 
fugnis zu geben, eidesstattliche Erklärungen 
entgegenzunehmen. Der neue Absatz 2 des 
§ 41 soll diesem Bedürfnis Rechnung tragen. 

Zu Nr. 29 (§ 42) 

§ 42 kann wegfallen, da diese Vorschrift hi 
die allgemeine Ermächtigung zum Erlaß von 
Durchführungsvorschriften in § 70 Nr. 4 des 
Entwurfs (siehe Begründung zu Nr. 62) auf- 
genommen ist. Die Beurkundung der Stan- 
desfälle von Soldaten, sowie der Standesfälle, 
die sich auf See oder in der Luft ereignen, 
soll auch künftig der Regelung im Verord- 
nungswege Vorbehalten bleiben; das Gesetz 
soll von der Behandlung dieser Sonderfälle 
entlastet sein. 

Zu Nr. 30 (§ 43 b Abs. 1) 

Infolge Auflösung der International Refugee 
Organisation (IRO) wurde durch die Ver- 
ordnung des Bundesministers des Innern nach 
§ 43 b Abs. 4 vom 6. Dezember 1951 (Bun- 
desanzeiger 1951 Nr. 241 S. 1) die Urkunden- 
prüfstelle beim Sonderstandesamt in Arolsen 


25 



als anzeigepflichtige Stelle bestimmt. Der In- 
halt dieser Rechtsverordnung ist nunmehr 
in das Gesetz übernommen worden. 

Zu Nr, 31 (§ 43 e Abs. 1) 

An die Stelle von § 46 des Personenstands- 
gesetzes von 1937 treten jetzt die §§ 46, 46 a 
und 46 b. In § 43 e Abs. 1 müssen daher an 
Stelle der dort aufgeführten §§ 46 und 47 die 
§§ 46 bis 47 treten. 

Zu Nr. 32 (Überschriften vor § 44) 

Die vorgeschlagene Überschrift gibt den 
Inhalt der folgenden Vorschriften besser wie- 
der als die jetzige Überschrift vor § 44. 

Zu Nr. 33 (§ 44 Abs. 1, 3) 

In § 44 Abs. 1 muß das Wort: „Familien- 
buch ‘‘ durch das Wort: „Heiratsbuch“ ersetzt 
werden. Künftig soll nur noch eine Zweit- 
schrift des Heiratsbuchs, nicht aber eine 
Zweitschrift des Familienbuchs geführt wer- 
den. 

§ 44 Abs. 3 Satz 2 übernimmt die Vorschrift 
des Art. IV Abs. 2 der Vierten Verordnung 
zur Ausführung des Personenstandsgesetzes 
vom 27. September 1944 (RGBl. I S. 219) 
ohne sachliche Änderung. 

Zu Nr. 34 (§§ 44 a, 44 b) 

a) Die Vorschriften über den Ersatz von in 
Verlust geratenen Personenstandsbüchern 
sind zur Zeit In der 1. Ausführungsverord- 
nung zum Personenstandsgesetz enthalten. Es 
erscheint jedoch geboten, die wesentlichen 
Bestimmungen in das Gesetz aufzunehmen. 
§ 44 a Abs. 1 entspricht dem § 76 Abs. 1 der 
1. VO zur Ausführung des Personenstands- 
gesetzes. Die Regelung beschränkt sich jedoch 
auf den Verlust des Heirats-, Geburten- oder 
Sterbebuchs, da für das Familienbuch ein 
Zweitbuch nicht geführt wird. § 44 a Abs. 1 
Satz 2 läßt aus Gründen der Vereinfachung 
bei Teilverlust eines Buches zu, daß die In 
Verlust geratenen Einträge durch beglau- 
bigte Abschriften aus dem Zweitbuch ersetzt 
werden können. 

Die Vorschriften des § 44 a Abs. 2 sind zur 
-Zeit in § 77 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 der 1. VO 
zur Ausführung des Personenstandsgesetzes 
enthalten. 

Zur Verwaltungsvereinfachung ist auf die 
Genehmigung der höheren Verwaltungs- 


behörde zur Anlegung eines neuen Zweit- 
buches bei seinem Verlust verzichtet wor- 
den. 

Die näheren Einzelheiten über das Verfahren 
bei Verlust von Erst- oder Zweitbüchern 
können wie bisher den Ausführungsvor- 
schriften überlassen bleiben. 

b) § 44 b des Entwurfs behandelt die Fälle, 
in denen das Erst- und das Zweitbuch eines 
Heirats-, Geburten- oder Sterbebuchs oder 
in denen das Familienbuch in Verlust geraten 
ist. Die Regelung schließt sich eng an die 
jetzigen Vorschriften in den §§ 78 bis 82 der 
1. VO zur Ausführung des Personenstands- 
gesetzes an. Zur Vereinfachung soll hierzu 
nur noch der Standesbeamte einer kreisange- 
hörigen Gemeinde der Genehmigung der un- 
teren Verwaltungsbehörde bedürfen. Eine 
Neuanlegung der verlorengegangenen Perso- 
nenstandsbücher aus den deutschen Ostgebie- 
ten, der Sowjetzone usw. sieht das Gesetz 
nicht vor. Den berechtigten Wünschen der 
Vertriebenen nach Ausstattung mit neuen 
Personenstandsunterlagen trägt Nr. 13 
(§ 15 a) Rechnung. 

Zu Nr. 35 (§ 45 Abs. 2) 

§ 45 Abs. 2 des Entwurfs will dem Standes- 
beamten die Möglichkeit geben, in Zweifels- 
fällen von sich aus die Entscheidung des 
Amtsgerichts darüber herbeizuführen, ob er 
eine Amtshandlung vornehmen muß oder 
nicht. Diese Vorschrift entspricht einem 
praktischen Bedürfnis und dient der Verein- 
fachung der Personenstandsverwaltung. Nach 
geltendem Recht muß der Standesbeamte in 
jedem Falle selbst darüber entscheiden, ob er 
eine beantragte Amtshandlung vornehmen 
darf oder nicht. In nicht wenigen Fällen sind 
dabei schwierige Rechtsfragen zu entscheiden. 
Der Standesbeamte pflegt in solchen Fällen 
die Meinung seiner Aufsichtsbehörde oder 
seines Fachverbandes einzuholen. Die Äuße- 
rungen dieser Stellen sind aber weder für 
den Standesbeamten noch für das Gericht, 
das später mit der Sache befaßt wird, ver- 
bindlich. Es erscheint zweckmäßiger, falls der 
Standesbeamte eine an ihn herantretende 
Frage nicht selbst entscheiden kann, alsbald 
die Entscheidung derjenigen Stelle herbeizu- 
führen, der letzten Endes die Entscheidung 
zusteht. 

§ 45 Abs. 2 will den Standesbeamten nicht 
zwingen, diesen Weg zu gehen. Er kann, 
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wenn er dies im Einzelfall für richtiger hält, 
sich an seine Aufsichtsbehörde oder an eine 
andere Stelle wenden. Er soll aber die Mög- 
lichkeit haben, alsbald die Entscheidung des 
zuständigen Amtsgerichts herbeizuführen. 
Macht er von dieser letzteren Möglichkeit Ge- 
brauch, so wird er häufig auch den Interessen 
der Beteiligten entgegenkommen, die — ohne 
Zeitverlust — hierdurch alsbald die Entschei- 
dung des Gerichts erhalten. Legt der Standes- 
beamte eine solche Zweifelsfrage dem Amu- 
gerldit vor, so gilt dies als Ablehnung der 
Amtshandlung. 

Zu Nr. 36 (§ 46) 

§ 46 des Personenstandsgesetzes gilt heute in 
der Fassung der Vierten Verordnung zur 
Ausführung des Personenstandsgesetzes vom 
27. September 1944 (RGBl. I S. 219). Diese 
Vorsdirift hat in der Praxis zu zahlreichen 
Zweifelsfragen Anlaß gegeben (vgl. die Äuße- 
rungen in StAZ 1949 S. 54, 214; 1950 S. 44, 
138). Der Entwurf legt deshalb eine völlige 
Neufassung der Bestimmungen vor und teilt 
sie — zum Zwecke der besseren Übersicht — 
in drei Paragraphen auf. § 46 Abs. 1 des Ent- 
wurfs behandelt den Fall, daß mit einer Ein- 
tragung begonnen, die Eintragung aber nodi 
nicht abgeschlossen Ist. In einer solchen Ein- 
tragung kann der Standesbeamte Zusätze und 
Streichungen vornehmen. Er muß die Zu- 
sätze und Streldiungen am Schlüsse der Ein- 
tragung angeben. Vom geltenden Recht 
weicht diese Vorschrift nicht ab. 

§ 46 Abs. 2 des Entwurfs behandelt den — in 
der Praxis nicht seltenen — Fall, daß ’yn 
einer schriftlichen Anzeige einer Geburt oder 
eines Sterbefalles (§§ 18, 19, 34 PStG) die 
Angaben unrichtig oder unvollständig sind. 
In diesen Fällen soll der Standesbeamte nicht 
verpflichtet sein, den unrichtigen oder un- 
vollständigen Sachverhalt in das Personen- 
standsbuch einzutragen und demnächst die 
Berichtigung oder Ergänzung des Personen- 
standsbuchs zu veranlassen; er soll vielmehr 
berechtigt sein, auf Grund von öffentlichen 
Urkunden oder auf Grund seiner eigenen Er- 
mittlungen die Anzeige richtig zu stellen und 
zu ergänzen und den richtigen und vollstän- 
digen Sachverhalt in das Geburtenbuch oder 
Sterbebuch einzutragen. Die Neuerung gegen- 
über dem geltenden Recht liegt darin, daß der 
Standesbeamte in Zukunft auch auf Grund 
eigener Ermittlungen den richtigen oder voll- 
ständigen Sachverhalt feststcllen kann. 


Zu Nr. 37 (§S 46 a, 46 b) 

Auf 'die Bemerkungen zu Nr. 36 v/ird ver- 
wiesen. 

Die §§ 46 a und 46 b des Entwurfs behandeln 
die Berichtigung von abgeschlossenen Einträ- 
gen in den Personenstandsbüdiern. 

Ganz allgemein kann der Standesbeamte im 
Fdelrats-, Geburten- und Sterbebuch und im 
Famillenbudi nach Abschluß des Eintrags 
offensichtliche Sdireibfehler berichtigen (§ 46a 
Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs). Die Genehmi- 
gung der unteren Verwaltungsbehörde soll 
künftig nicht mehr erforderlich sein. Auf 
Grund öffentlicher Urkunden oder auf 
Grund eigener Ermittlungen kann der Stan- 
desbeamte ferner berichtigen ln sämtlichen 
Personenstandsbüchern die Hinweise auf Ein- 
träge ln anderenPersonenstandsbüchern (S46a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1), außerdem im Heirats- 
buch, im Geburtenbuch und Im Sterbebuch 
die in § 46 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 bis 4 be- 
zeidineten Angaben. Diese Bestimmung des 
§ 46 a Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs soll an die 
Stelle des § 46 Abs. 3 des Gesetzes treten. 

Besondere Bedeutung hat der Vorschlag in 
§ 46 a Abs. 2 des Entwurfs, wonadi der Stan- 
desbeamte im Heirats-, Geburten- und Sterbe- 
buch nach Abschluß des Eintrags auch sämt- 
lidie anderen Berichtigungen soll vornehmen 
können, wenn der richtige oder vollständige 
Sachverhalt durch Inländische Personenstands- 
urkunden, die nicht älter als 30 Jahre sind, 
festgestellt wird. Durch diese Vorsdirift wird 
der Richter, der sonst die Berichtigung von 
Eintragungen anzuordnen hat (vgl. § 47 des 
Gesetzes) wesentlich entlastet. Es bestehen 
auch keine Bedenken, die Befugnis zur Be- 
richtigung dem Standesbeamten zu übertra- 
gen, da einmal für kreisangehörige Gemein- 
den die untere Verwaltungsbehörde einge- 
schaltet werden soll, zum andern der richtige 
oder vollständige Sachverhalt durch inlän- 
dische Personenstandsurkunden nachgewiesen 
sein muß. Einer Mitwirkung der unteren 
Verwaltungsbehörde bedarf es auch dann 
nicht, wenn die höhere Verwaltungsbehörde 
den Standesbeamten einer kreisangehörigen 
Gemeinde allgemein ermächtigt hat, die Be- 
richtigungen ohne Mitwirkung der unteren 
Verwaltungsbehörde vorzunehmen (§ 46 a 
Abs. 3 des Entwurfs). 

§ 46b des Entwurfs enthält einige besondere 
Vorschriften für die Berichtigung von Ein- 
trägen Im Familienbuch. Solche Einträge soll 
der Standesbeamte auch dann selbst berlch- 
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tigen können, wenn die Berichtigung die not- 
wendige Folgerung aus der Berichtigung eines 
anderen Personenstandsbuchs (des Heirats-, 
Geburten- oder Sterbebuchs) Ist. Für den 
Fall, daß im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
das Fielrats-, Geburten- und Sterbebuch nicht 
geführt wird, sollen für die Berichtigungen 
der Einträge im Familienbuch nach § 46 b 
Satz 2 die Vorsdirlften in § 46 a Abs. 1 Satz 2 
Nr. 2, Abs. 2 und 3 entsprechend gelten. 

Zu Nr. 38 (§ 47 Abs. 1) 

Es handelt sich um die redaktionelle Ände- 
rung des Ausdrucks Eintragung In Eintrag, 
da die Tätigkeit des Standesbeamten bereits 
abgesdilossen ist. ITat der Standesbeamte 
Zweifel, ob er selbst oder nur auf Anord- 
nung des Gerichts berichtigen darf, so muß 
er die Berichtigung unterlassen und die Ent- 
sdieldung des Gerichts herbeiführen. 

Zu Nr. 39 (§ 48) 

§ 48 Abs. 1 des Entwurfs entspricht dem § 48 
des Gesetzes, § 48 Abs. 2 des Entwurfs dem 
§ 87 der 1. VO zur Ausführung des Personen- 
standsgesetzes. Diese Vorschrift der Ausfüh- 
rungsverordnung soll in das Gesetz übernom- 
men werden, damit die wesentlidien Grund- 
sätze des gerichtlichen Verfahrens sich aus dem 
Gesetz selbst ergeben. 

Zu Nr. 40 (§ 48 a) 

§ 48 a übernimmt wörtlich den § 88 der 
1. VO zur Ausführung des Personenstands- 
gesetzes aus den gleichen Gründen, aus denen 
§ 87 der Ausführungsverordnung in § 48 
Abs. 2 des Entwurfs übernommen worden ist; 
vgl. Begründung zu Nr. 39. 

Zu Nr. 41 (§ 49 Abs. 1) 

Die Bestimmungen über das gerichtliche Ver- 
fahren sollen künftig auf sämtliche Personen- 
standsbüdier anwendbar sein; die für den 
zweiten Teil des Blattes Im Familienbuch in 
§ 90 der 1. VO zur Ausführung des Perso- 
nenstandsgesetzes enthaltene Sonderregelung 
soll entfallen. Da das neue Familienbuch — 
anders als der zweite Teil des jetzigen Fami- 
lienbuchs (vgl. § 60 des Gesetzes) — die glei- 
che Beweiskraft wie die übrigen Personen- 
standsbücher haben soll, müssen die Vor- 
sdiriften über das gerichtliche Verfahren für 
das neue Familienbuch in gleicher Weise gel- 
ten, wie für die anderen Personenstands- 
bücher. 


Zu Nr. 42 (§ 50) 

Durch die Bestimmung in Nr. 42 des Ent- 
wurfs soll zunächst der § 117 Abs. 2 der 
1. VO zur Ausführung des Personenstands- 
gesetzes in das Gesetz als § 50 Abs. 1 Satz 
übernommen werden; die Neufassung trägt 
dem Umstande Rechnung, daß die Justiz- 
hoheit jetzt den Ländern zusteht. § 50 Abs. 2 
in der Fassung des Entwurfs dient lediglich 
der Klarstellung. 

Zu Nr. 43 (§ 52 Abs. 3) 

Durdi die neu einzufügende Vorschrift des 
§ 52 Abs. 3 soll die Möglichkeit geschaffen 
werden, daß das Familienbuch in Gemeinden, 
die in mehrere Standesamtsbezirke aufgeteilt 
sind, im Interesse der Verwaltungsverein- 
fachung zentral von einem Standesbeamten 
oder yon einigen der mehreren in der 
Gemeinde tätigen Standesbeamten geführt 
wird. Die Anordnung Ist Sache der Gemeinde. 

§ 52 Abs. 3 Satz 2 stellt klar, daß diese Vor- 
schrift nicht für die erstmalige Anlegung des 
Familienbuchs bei der Eheschließung gilt. 

Zu Nr. 44 (§ 53 Abs. 1) 

Die Neufassung soll ermöglichen, daß neben 
einer Mehrzahl von Stellvertretern — wie 
bisher — audi eine Mehrzahl von Standes- 
beamten bestellt werden kann. Außerdem Ist 
hier die Vorschrift des § 93 der 1. AVO über 
die Eignung der Standesbeamten in das Ge- 
setz übernommen worden. 

Zu Nr. 45 (§ 54) 

Die Zustimmung zur Bestellung der Standes- 
beamten Ist für kreisangehörige Gemeinden 
schon durch die Verordnung über die Ver- 
einfachung der Verwaltung auf dem Gebiet 
des Personenstandswesens vom 22. Juni 1942 
(Relchsgesetzbl. I S. 414) der unteren Ver- 
waltungsbehörde übertragen worden. Diese 
Regelung soll beibehalten und in das Perso- 
nenstandsgesetz übernommen werden. Das 
Land soll aber nach § 70 a Abs. 2 Nr. 2 des 
Entwurfs durch Reditsverordnung bestim- 
men können, daß eine Zustimmung nicht er- 
forderlich ist (vgl. Begründung zu Nr. 63). 

Zu Nr. 46 (§ 57 Abs. 1,2) 

Nach § 110 Abs. 2 der 1. VO zur Ausführung 
des Personenstandsgesetzes fließen die Er- 
zwingungsstrafen — künftig als Zwangsgel- 
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der bezeichnete — ebenso wie die Gebühren 
nach § 57 des Gesetzes den Gemeinden zu. Es 
ist zweckmäßig, die beiden Vorschriften in 
§ 57 des Gesetzes miteinander zu vereinen. 

Zu Nr, 47 (§§ 58 und 59) 

Die Änderung trägt den veränderten staats- 
rechtlichen Verhältnissen Rechnung, wonach 
an die Stelle des ehemaligen Reichsministers 
des Innern die obersten Landesbehörden ge- 
treten sind. 

Zu Nr. 48 (Überschriften vor § 60) 

Die Neufassung der Überschrift trägt dem 
Umstande Rechnung, daß in diesem Abschnitt 
auch die Personenstandsurkunden und ihre 
Beweiskraft behandelt v/erden. 

Zu Nr. 49 (§§ 60, 61) 

a) § 60 des Entwurfs behandelt — ebenso 
wie § 60 des Gesetzes — die Beweiskraft der 
Eintragungen in den Personenstandsbüchern. 
Nach § 60 des Gesetzes in der geltenden Fas- 
sung kommt die weitreidaende Beweiskraft 
nur den Eintragungen im ersten Teil des Fami- 
lienbuchs, im Geburtenbuch und im Sterbe- 
buch zu. Nada den Vorschlägen des Entwuris 
soll diese Beweiskraft nunmehr auch auf die 
Eintragungen im Familienbuch (bisherigen 
zweiten Teil des Blattes im Familienbuch) 
ausgedehnt werden. Nur hierdurch kann das 
Familienbuch einen seiner Fiauptzwccke er- 
füllen, nämlich die Vertriebenen wieder 
mit beweiskräftigen Personenstandsunterla- 
geia auszustatten. 

Die Eintragungen im Familienbuch müssen 
aber auch aus einem anderen Grunde die glei- 
dac Beweiskraft haben, wie die Eintragungen 
in den übrigen Personenstandsbüchern. Künf- 
tig werden zahlreidae Tatsachen, die bisher 
am Rande des Heiratseintrags beurkundet 
werden, lediglich in das Familienbuch einge- 
tragen. 

§ 60 Abs. 1 des Entwurfs bestimmt in ein- 
zelnen, welche Tatsachen bei ordnungsmäßi- 
ger Führung der ßüdaer durch die Eintragun- 
gen bewiesen werden. Insbesondere werdeja 
bewiesen die Eheschließung, die Geburt und 
der Tod und die darüber gemachten näheren 
Angaben. 

Vermerke über die Staatsangehörigkeit der 
Ehegatten oder eine Änderung ihrer Staats- 
angehörigkeit können an dieser Beweiskraft 
nidat teilhaben, da im Zweifelsfalle zur Fest- 


stellung der Staatsangehörigkeit nicht die 
Standesämter, sondern die Staatsangehörig- 
keitsbehörden berufen sind. 

Der Nadiweis der Unriditigkeit der beurkun- 
deten Tatsachen im Einzelfall muß — wie 
nach geltendem Recht — zulässig sein. Dar- 
über hinaus muß der Nachweis der Unrich- 
tigkeit eines Eintrags im Familienbuch auch 
durdi die Vorlage einer beglaubigten Ab- 
schrift aus dem Heirats-, Geburten- oder 
Sterbebuda geführt werden können, da das 
Familienbuch grundsätzlich nur die Eintra- 
gungen in diesen Büchern zusanamenfaßt. 

b) § 61 des Gesetzes, der die Einsicht in die 
Personenstandsbücher und die Erteilung von 
Personenstaiadsurkunden behandelt, soll nur 
geringfügig unagestaltet werden. Wie bisher 
soll Einsicht in die Personenstandsbücher, 
Durchsicht dieser Bücher und die Erteilung 
von beglaubigten Abschriften nur von Be- 
hörden und von Personen verlangt werden 
können, auf die sich der Eintrag bezieht, so- 
wie von deren Ehegatten, Vorfahren und Ab- 
kömmlingen, während andere Personen ein 
Recht auf Einsidat und Durchsicht der Per- 
sonenstandsbücher und auf Erteilung von be- 
glaubigten Abschriften nur dann haben sollen, 
wenn sie ein berechtigtes Interesse glaubhaft 
naadaen. Nada geltendem Recht kann aber 
von jedermann die Ausstellung von sog. stan- 
desamtlichen Urkunden (Geburtsurkunden, 
Heiratsurkunden, Sterbeurkunden) verlangt 
werden, ohne daß ein berechtigtes Interesse 
glaubhaft gemacht wird. Der Entwurf trägt 
einem dringenden Bedürfnis der Praxis Rech- 
nung, indem er auch die Erteilung solcher 
standesamtlichen Urkunden von der Glaub- 
haftmachung eines berechtigten Interesses ab- 
hängig macht; denn es ist häufig beobachtet 
worden, daß die Ausstellung von standesamt- 
lidien Urkunden zu unlauteren Zwecken be- 
antragt worden ist. Der Standesbeamte soll 
Jedoch bei der Ausstellung solcher Urkunden 
nidit in jedem Einzelfalle Glaubhaftmadiung 
verlangen, sondern nur dann, wenn er Be- 
denken hat, ob ein berechtigtes Interesse vor- 
liegt. 

Der Entwurf übernimmt in § 61 Abs. 2 eine 
Vorschrift, die bisher lediglich in der Dienst- 
anv/elsung für die Standesbeamten und ihre 
Aufsichtsbehörden enthalten ist. In § 153 der 
Dienstanweisung heißt es, daß bei unehelichen 
und an Kindes Statt angenommenen Kindern 
ein Sperrvermerk im Geburtenbuch einge- 
tragen werden kann mit der Wirkung, daß 
Einsicht in den Geburtseintrag oder be- 
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glauibigte Abschriften aus dem Geburtenbuch 
und Geburtsurkunden keinen anderen Pri- 
vatpersonen gewährt werden dürfen als dem 
volljährig gewordenen Kinde selbst und wäh- 
rend der Minderjährigkeit seinem gesetzlichen 
Vertreter. Es empfiehlt sich, diese Bestim- 
mung im Interesse der gedeihlichen Entwick- 
lung des Kindes beizubehalten; jedoch muß 
die Vorschrift eine gesetzlidie Grundlage im 
Personenstandsgesetz erhalten. Dies geschieht 
in § 61 Abs. 2 des Entwurfs. 

Zu Nr. 50 (§§ 61a, 61b) 

a) § 61a des Entwurfs bestimmt, welche Ur- 
kunden der Standesbeamte auf Grund der 
Personenstandsbücher auszustellen hat, näm- 
lich: 

1. beglaubigte Abschriften, 

2. Geburts-, Heirats- und Sterbeurkunden, 

3. Auszüge aus dem Famillenbuda, 

4. abgekürzte Geburtsurkunden. 

Hiernach sind im Entwurf als neue Personen- 
standsurkunden vorgesehen die Auszüge aus 
dem Familienbuch und die abgekürzten Ge- 
burtsurkunden. Die Gründe, die für die Ein- 
führung dieser neuen Urkunden maßgebend 
sind, werden in der Begründung zu Nr. 53 
(§§ 65 a, 65 b) dargelegt. 

b) § 61 b des Entwurfs übernimmt die Be- 
stimmung des § 100 Abs. 2 der 1. Verord- 
nung zur Ausführung des Personenstands- 
gesetzes, wonach aus dem Buch für Todes- 
erklärungen beglaubigte Abschriften — und 
zwar ohne Glaubhaftmachung des berech- 
tigten Interesses — erteilt werden. Es ist ge- 
boten, diese Bestimmung als Ausnahme von 
dem Grundsatz der §§ 61, 61 a in das Gesetz 
aufzunehmen. 

Zu Nr. 51 (§§ 62, 63, 64) 

a) §62 des Entwurfs behandelt — ebenso wie 
§ 62 des Gesetzes — den Inhalt der Geburts- 
urkunde. In der Geburtsurkunde soll künftig 
der Beruf der Eltern des Kindes nicht mehr 
angegeben werden. Diese Angabe ist entbehr- 
lich; es kommt Ihr keine Bedeutung zu. 

b) § 63 des Entwurfs behandelt — ebenso 
wie § 63 des Gesetzes — den Inhalt der 
Heiratsurkunde. Er unterscheidet sich von 
der geltenden Regelung dadurch, daß — 
ebenso wie in der Geburtsurkunde der Be- 
ruf der Eltern des Kindes entfallen soll — 
in die Heiratsurkunde der Beruf der Ehe- 


gatten künftig nicht mehr aufgenommen 
werden soll. Ferner besteht kein Bedürfnis 
dafür, in die Heiratsurkunde die Angaben 
über die Eltern der Ehegatten (vgl. § 63 
Nr. 4 des Gesetzes) aufzunehmen. 

Schließlich soll die Bestimmung, wonach dem 
Familiennamen der Frau ihr Geburtsname 
beizufügen ist, gestrichen werden, weil in 
der Ausführungsverordnung ganz allgemein 
bestimmt werden soll, daß in jedem Falle 
dem Ehenamen der Frau ihr Mädchenname 
beizufügen ist. 

c) § 64 des Entwurfs behandelt — ebenso wie 
§ 64 des Gesetzes — den Inhalt der Sterbe- 
urkunde. Ebensowenig wie in der Geburts- 
urkunde der Beruf der Eltern des Kindes und 
in der Heiratsurkunde der Beruf der Ehe- 
gatten angegeben werden soll, soll nach dem 
Vorschlag des Entwurfs künftig in der 
Sterbeurkunde der Beruf des Verstorbenen 
erscheinen. Ebenso können — wie bei der 
Heiratsurkunde — die Angaben über die 
Eltern des Verstorbenen entfallen. 

Zu Nr. 52 (§ 65) 

§ 65 des Entwurfs übernimmt ohne wesent- 
liche sachliche Änderung den Inhalt des § 65 
des Gesetzes. Einmal wird aber zur Vermei- 
dung von Zweifeln klargestellt, daß sich die 
Bestimmung auf die Ausstellung von Ge- 
burts-, Heirats- und Sterbeurkunden bezieht, 
nicht dagegen auf die Erteilung von beglau- 
bigten Abschriften aus den Personenstands- 
büchern und auf Auszüge aus dem Familien- 
buch; diese müssen in jedem Falle dem Ein- 
trag »In den Büchern genau entsprechen. 
Außerdem ist eine nachträgliche Eintragung 
zu berücksichtigen, nach der ein Kind kein 
eheliches Kind der Ehegatten ist. 

Zu Nr. 53 (§§ 65 a, 65 b) 

a) § 65 a des Entwurfs behandelt den Inhalt 
des Auszugs aus dem Familienbuch. 

Die beglaubigten Abschriften aus dem Fa- 
milienbuch müssen sämtliche Eintragungen 
im Familienbuch wiedergeben. Wenn ein im 
Familienbuch eingetragenes Kind seine Per- 
sonenstandsverhältnisse nachwelsen muß, so 
besteht meist kein Bedürfnis dafür, daß die 
von Ihm vorzulegende Personenstandsurkunde 
auch alle Eintragungen über seine Geschwister 
enthält. Es empfiehlt sich daher im Interesse 
der Vereinfachung der Verwaltung, die Er- 
teilung von Auszügen aus dem Familienbuch 
vorzusehen, in die auf Antrag — je nach dem 
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Zwecke, der im Einzelfall verfolgt wird — 
Angaben über einzelne im Familienbuch ein- 
getragene Kinder nicht aufgenommen zu 
werden brauchen. 

Auch die Angaben über die Eltern der Ehe- 
gatten werden häufig entbehrlich sein. Auf 
Antrag sollen deshalb auch sie fortgelassen 
werden können. 

b) § 65 b des Entwurfs behandelt den Inhalt 
der abgekürzten Geburtsurkunde. Im Inter- 
esse des unehelichen Kindes wurde durch die 
Verordnung über standesamtlidie Vorschrif- 
ten vom 14. Februar 1924 (RGBl. I S. 116) 
neben der beglaubigten Abschrift aus dem 
Geburtenbuch als weitere standesamtliche 
Urkunde der Geburtsschein eingeführt, der 
lediglich die Vornamen und den Familien- 
namen des Kindes sowie den Ort und Tag 
seiner Geburt enthält, ln ihm fehlten insbe- 
sondere die Angaben über die Eltern des 
Kindes. Das Personenstandsgesetz vom 3. No- 
vember 1937 (RGBl. I S. 1146) beseitigte 
diesen Geburtsschein wieder; jedoch wurde 
er — dringenden Wünsdien der Praxis ent- 
sprechend — durch Artikel II Nr. 11 der 
Vierten Verordnung zur Ausführung des 
Personenstandsgesetzes vom 27. September 
1944 (RGBl. I S. 219) als „Geburtsbescheini- 
gung“ wieder eingeführt (vgl. § 102 a der 
1. Verordnung zur Ausführung des Per- 
sonenstandsgesetzes). 

Der Entwurf übernimmt diese Regelung, er 
schließt sich ln seiner Fassung an § 15 b 
Abs. 1, § 15 c Abs. 1, 2 des Personenstands- 
gesetzes vom 6. Februar 1875 in der Fassung 
der Verordnung vom 14. Februar 1924 an, 
gibt aber dieser Urkunde die Bezeichnung 
„abgekürzte Geburtsurkunde“, um sie eben- 
so wie die anderen Personenstandsurkunden 
an der Beweiskraft teilnehmen zu lassen. 

Zu Nr. 54 (§ 66) 

§ 66 des Entwurfs übernimmt sachlidi die 
Regelung des § 66 des Gesetzes. 

Zu Nr. 55 (Überschrift vor § 67) 

Die §§ 67 bis 71 des Gesetzes sollen künftig 
ln einem Abschnitt zusammengefaßt werden, 
der sämtlldie Sdilußvorschrlften enthält. 

Zu Nr. 56 (§ 67) 

§ 67 des Gesetzes ln der geltenden Fassung 
bedroht mit Strafe denjenigen, der die reli- 
giöse Feierlichkeit einer Eheschließung vor- 


nimmt, bevor die Ehe vor dem Standes- 
beamten geschlossen ist. Diese Strafbestim- 
mung ist Gegenstand heftiger Kritik gewor- 
den, insbesondere seitens der Kirchen. Die 
Vorschrift erscheint auch entbehrlich. Der 
Entwurf schlägt ihre Streichung vor. Da die 
bürgerlidien Wirkungen der Ehe erst mit der 
Eheschließung vor dem Standesbeamten ein- 
treteii, ist zu erwarten, daß die Verlobten im 
eigenen Interesse und im Interesse der zu er- 
wartenden Kinder die standesamtliche Ehe- 
sclilleßung nicht unterlassen werden. Aller- 
dings werden bei Wegfall der Strafvorschrift 
einige Fälle übrigbleiben. In denen lediglich 
eine kirchliche Trauung vorgenommen wird, 
die „Ehegatten“ also nur nach kirchlichem, 
nicht nadi bürgerlichem Redit verheiratet 
sind. Dies muß hingenommen werden. Es 
cntspridit der heutigen Auffassung Über Ge- 
wissensfreiheit und ungestörte Religionsaus- 
übung (vgl. Art. 3 Abs. 3 und Art. 4 Abs. 2, 
3 GG) nicht, die Vornahme einer kirchlichen 
Trauung vor der standesamtlichen Eheschlie- 
ßung unter Strafe zu stellen. 

Zu Nr. 57 (§ 68) 

§ 68 des Entwurfs behandelt — ebenso wie 
§ 68 des Gesetzes — die Verletzung der 
Anzeigepflicht bei Geburten und Sterbe- 
fällen. § 68 des Gesetzes bedroht denjenigen, 
der die Anzeigepflicht verletzt, mit Geld- 
strafe bis zu einhundertfünfzig Deutsche 
Mark oder Fiaft. 

Die Verletzung einer Anzeigepflicht — als 
solche soll künftig auch die nicht rechtzeitige 
Anzeige gelten — stellt im allgemeinen kein 
kriminelles Unrecht dar. Es ist der Sinn und 
Zweck des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten vom 25. März 1952 (BGBl. I S. 177), 
kriminell bedeutungsloses Verhalten aus dem 
Bereich des Strafrechts auszuscheiden. Der 
Entwurf schlägt deshalb vor, Verstöße gegen 
die Anzeigepflicht im Personenstandswesen 
künftig als Ordnungswidrigkeit im Sinne des 
Gesetzes vom 25. März 1952, nicht mehr als 
Straftaten im Sinne des Strafgesetzbuchs zu 
ahnden. 

Zu Nr, 58 (§ 68 a) 

§ 68 a des Entwurfs übernimmt den § 10 
Abs. 1 Satz 1 der 1. Verordnung zur Aus- 
führung des Personenstandsgesetzes im Fiin- 
blick auf die veränderten staatsrechtlichen 
Verhältnisse in das Gesetz. Er begründet die 
Verpflichtung aller Beteiligten, die zur Füh- 
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rung der Personenstandsbüchcr erforderlichen 
Angaben zu madien und die erforderlichen 
Urkunden vorzulegen. 

Die in § 10 Abs. 1 Satz 2 vorgesehene Er- 
zv/ingungsstrafe für den Fall, daß die Betei- 
ligten ihre Verpflichtung nicht erfüllen, wird 
in Nr. 59 (§ 69) behandelt. 

Von einer Übernahme der Strafvorschrift des 
§10 Abs. 2 der 1. Verordnung zur Ausfüh- 
rung des Personenstandsgesetzes kann abge- 
sehen werden. Hiernach soll derjenige, der 
vorsätzlich falsche oder unvollständige An- 
gaben macht, mit Geldstrafe oder mit Haft, 
in besonders schweren Fällen mit Gefängnis 
bestraft werden. Ein Bedürfnis, diese Straf- 
vorschrift weiter aufrechtzuerhalten, besteht 
nicht, da die in Betracht kommenden straf- 
würdigen Fälle durch die Strafvorschriften 
der §§ 169, 170, 171, 271 bis 273, 360 Nr. 8 
StGB erfaßt werden. Eine Strafvorschrift 
nach § 10 Abs. 2 der 1. Verordnung zur 
Ausführung des Personenstandsgesetzes hat 
auch bis zur Einführung des Personenstands- 
gesetzes vom 3. November 1937 nicht be- 
standen. 

Zu Nr. 59 (§ 69) 

§ 69 des Entwurfs übernimmt ohne sachliche 
Änderung den § 69 des Gesetzes (vgl. auch 
§ 10 Abs. 1 Satz 2 der 1. Verordnung zur 
Ausführung des Personenstandsgesetzes). Es 
v/ird lediglich der Ausdruck „Erzwingungs- 
strafe“ durch den Ausdruck „Zwangsgeld“ 
ersetzt. Das Zwangsgeld soll vor seiner Fest- 
setzung schriftlich angedroht werden (vgl. 
hierzu § 109 Abs. 1 der 1. Verordnung zur 
A^usführung des Personenstandsgesetzes und 
§180 der Dienstanweisung für die Standes- 
beamten und ihre Aufsichtsbehörden). 

Zu Nr. 60 (§§ 69 a bis 69 c) 

a) § 69 a des Entwurfs enthält die näheren 
Einzelheiten über die Eintragung des reli- 
giösen Bekenntnisses in die Personenstands- 
bücher. 

Das Personenstandsgesetz vom 6. Februar 
1875 sah allgemein die Eintragung der Reli- 
gionszugehörigkeit iia den Personenstands- 
büchern vor. Diese Bestimmung des Personen- 
standsgesetzes vom 6, Februar 1875 wurde 
durch das Gesetz über den Personenstand 
vorn 11. Juni 1920 (RGBl. S. 1209) aufge- 
hoben. Nadi den Vorschriften dieses Ge- 
setzes waren nur noch statistische Erhebungen 


der Standesbeamten über die Zugehörigkeit 
zu Religionsgesellschaften zulässig; eine Ein- 
tragung des religiösen Bekenntnisses in die 
Personenstandsbücher selbst unterblieb. 

Das Personenstandsgesetz vom 3. November 
1937 führte die Eintragung des religiösen 
Bekenntnisses wieder ein. 

Verfassungsrechtliche Bedenken gegen die 
Eintragung des religiösen Bekenntnisses in 
die Personenstandsbücher bestehen nicht. 
Nach Art. 140 GG ist der Art. 136 der 
Weimarer Verfassung Bestandteil des Grund- 
gesetzes. Art. 136 Abs. 3 bestimmt: 

„Niemand ist verpflichtet, seine religiöse 
Überzeugung zu offenbaren. Die Behörden 
haben nur soweit das Recht, nach der Zu- 
gehörigkeit zu einer Religionsgesellsdiaft 
zu fragen, als davon Rechte und Pflichten 
abhängen oder eine gesetzlich angeordnete 
statistische Erhebung dies erfordert.“ 

Die Statistik erfordert eine Eintragung der 
Religionszugehörigkeit in die Personenstands- 
bücher nicht. Jedoch hängen von der Zuge- 
hörigkeit zu einer Religionsgesellsdaaft 
Rechte und Pflldaten ab; deren Bestehen oder 
Nichtbestehen kann in der zweckmäßigsten 
Form durch die Eintragung der Religions- 
zugehörigkeit in den Personenstandsbüchern 
nachgewiesen werden. Dies gilt insbesondere 
für die religiöse Erziehung eines Kindes nach 
den Bestimmungen des Gesetzes über die 
religiöse Kindererziehung vom 15. Juli 1921 
(RGBl. S. 939), für die Auswahl eines Vor- 
munds (§ 1779 Abs. 2 BGB) und für Ent- 
scheidungen des Vormundschaftsgerichts, ob 
dem Vormund die Sorge für die religiöse Er- 
ziehung des Kindes zu entziehen ist (§ 1801 
BGB). 

Hingewiesen sei auch auf die Verpflichtung 
des Dienstherrn zur Rücksichtnahme auf die 
Religion des Dienstverpflichteten (§ 1618 
Abs. 2 BGB). Schließlich hängt auch das 
Recht der Religionsgesellschaften zur Erhe- 
bung von Steuern von dem religiösen Be- 
kenntnis des einzelnen ab. 

Die Personenstandsbücher und die Personen- 
standsurkunden genießen eine besonders 
hohe Beweiskraft. Durda sie kann also die 
Religionszugehörigkeit einer Person am 
leichtesten nachgewiesen werden (z. B. bei 
Abschluß von Dienstverträgen, bei Anmel- 
dungen zur Schule usw.). Es hegt nicht im 
Interesse des Staates und des' Staatsbürgers, 
die Verwendbarkeit der Personenstands- 
urkunden für diese Zwecke auszuschließen. 
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Die Eintragung der Religionszugehörigkeit 
in den Personenstandsbüdiern entspricht auch 
den Wünschen eines großen Teiles des Volkes. 
Hiernach erscheint es zulässig und zweck- 
mäßig, die Religionszugehörigkeit auch weiter 
in den Personenstandsbüchern zu verlaut- 
baren. Jedoch will der Entwurf auch auf die- 
jenigen Bevölkerungstelle Rücksicht nehmen, 
die ihre religiöse Überzeugung nlclit offen- 
baren wollen. Demgemäß sieht der Entwurf 
folgende Regelung vor; 

Soweit nach den Vorsdiriften des Gesetzes 
das religiöse Bekenntnis einer Person einzu- 
tragen ist, soll — wie nach geltendem Recht 
(vgl. § 12 der 1. Verordnung zur Ausfüh- 
rung des Personenstandsgesetzes) — nur die 
reditllche Zugehörigkeit eingetragen werden, 
nicht dagegen die innere Überzeugung. Dem- 
gemäß kann auch der Wedisel des religiösen 
Bekenntnisses nur eingetragen werden, wenn 
der Austritt aus einer Religionsgesellschaft 
oder der Eintritt in eine solche nachgewiesen 
wird. Auch diese Regelung entspricht dem 
geltenden Recht. 

Eine Eintragung des religiösen Bekenntnisses 
soll aber — und darin liegt die Neuerung 
gegenüber dem geltenden Redit — dann 
unterbleiben, wenn die Angabe hierüber ab- 
gelehnt wird. Niemand soll verpflichtet sein, 
Angaben über seine Religionszugehörigkeit 
zu machen. 

Eine Eintragung unterbleibt ferner, wenn der 
Beteiligte einer Kirche, Religionsgesellschaft 
oder Weltanschauungsgemeinschaft rechtlich 
nicht angehört. Die Bezeichnung „glaubens- 
los“ oder „gottgläubig“ kann also in Zu- 
kunft in die Personenstandsbücher nicht mehr 
eingetragen werden. 

Die Eintragung über das religiöse Bekennt- 
nis einer Person soll wie bisher für Zwecke 
der Bevölkerungsstatistik verwertet werden. 
Auskunft über das religiöse Bekenntnis ein- 
zelner Personen darf nur den Kirchen, Rcli- 
gionsgesellschaften oder Weltanschauungs- 
gemeinschaften erteilt werden. Diese Vor- 
schrift entspricht ihrem sachlichen Inhalt 
nach dem durch das Gesetz vom 11. Juni 
1920 in das alte Personenstandsgesetz einge- 
fügten § 82 a. Damit werden die Zweifel 
beseitigt, ob die Bestimmungen des Volks- 
zählungsgesetzes vom 27, Juli 1950 (BGBl. 
S. 335) eine ausreidiende rechtliche Grund- 
lage für statistische Erhebungen der Standes- 
beamten über die Religionszugehörigkeit 
darstellen. 


b) Die Vorschriften über die Ausstellung von 
Ehefähigkeitszeugnissen für Deutsche, die im 
Ausland heiraten wollen, sind zur Zelt in 
§ 114 der 1. Verordnung zur Ausführung 
des Personenstandsgesetzes enthalten; sie 
sollen, soweit sie nicht gegenstandslos ge- 
worden sind, als § 69 b des Entwurfs ln das 
Gesetz übernommen werden. Zu bemerken 
ist lediglich, daß die Neufassung nicht auf die 
deutsche Staatsangehörigkeit, sondern auf die 
Eigenschaft als Deutscher abstellt (vgl. hierzu 
§ 69 c). 

c) § 69 c bestimmt, daß Deutscher im Sinne 
des Personenstandsgesetzes derjenige ist, der 
die Eigenschaft als Deutscher nach Art. 116 
Abs. 1 GG besitzt. Es empfiehlt sich, dies zur 
Klarstellung ausdrücklich auszusprechen. ■ 

Zu Nr. 61 (Überschrift vor ^ 701 

Die Überschrift vor § 70 muß wegfallen (vgl. 
Begründung zu Nr. 55). 

Zu Nr. 62 (§ 70) 

§ 70 des Entwurfs sieht ebenso wie § 70 des 
Personenstandsgesetzes von 1937 die Ermäch- 
tigung für die zuständigen Bundesminister 
vor, durdi Rechtsverordnungen (Art. 80 GG) 
und Verwaltungsvorschriften (Art. 84 GG) 
die zur Durclaführung des Gesetzes notw^en- 
digen Vorschriften zu erlassen. Diese Er- 
mächtigung Ist unentbehrlich, da der Ent- 
wurf ebenso wie das Personenstandsgesetz 
von 1937 ausführlidie Durchführungsvor- 
schriften erfordert. Eine Ermächtigung zur 
Ergänzung des Gesetzes wird den jetzigen 
staatsrechtlichen Verhältnissen entsprechend 
nicht mehr ln Anspruch genommen. Dabei 
mußte auf die Ermächtigung zu einer „Er- 
gänzung“ mit Rücksicht auf Art. 129 GG 
verzichtet werden. 

Wie bisher soll sich die Ermäditigung auf 
das Gebührenwesen (§ 70 Nr. 14 des Ent- 
wurfs) und auf die alten Standesregister von 
1876 bis 1938 erstrecken. 

Mit Rücksidit darauf, daß nach Art. 80 
Abs. 1 Satz 2 GG Inhalt, Zweck und Aus- 
maß der erteilten Ermäditlgungen im Gesetz 
bestimmt werden müssen und für weitere 
Sadigebiete Durchführungsvorschriften not- 
wendig sind, sieht der Entwurf folgende wei- 
teren Ermächtigungen vor: 

Zu Nr. 1 

Außer der schon erwähnten Ermächtigung 
zum Erlaß von Durdiführungsvorschrlften 
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für alte Standesregister aus der Zelt von 1876 
bis 1938 ist hier auch eine entsprechende Er- 
mächtigung für die bis zum 31. Dezember 
1954 — dem Tag vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzentwurfs — geführten Personenstands- 
bücher vorgesehen. 

Ein Bedürfnis in dieser Hinsicht besteht auch 
für Personenstandsbücher aus den nicht 
unter deutscher Verwaltung stehenden Ge- 
bieten (in denen ein deutscher Standesbeam- 
ter nicht tätig oder nicht erreichbar ist) und 
aus dem Gebiet der Sowjetzone, soweit dort 
Standesbeamte nicht zur Durchführung der 
Gesetze der Bundesrepublik Deutschland 
bereit sind. 

Zu Nr. 2 

Bezüglich der Führung der Standesamts- 
geschäfte bedarf es so ausführlicher Durdi- 
führungsvorschriften, daß diese nur in Form 
von Rechtsverordnungen und Allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften erlassen werden 
können, wie dies schon bisher in der 1. Aus- 
führungsverordnung zum Personenstands- 
gesetz von 1937 und in der Dienstanweisung 
für die Standesbeamten und ihre Aufsichts- 
behörden geschehen ist. 

Z u N r. 3 

Für die Eintragungen in die Personenstands- 
bücher sind in der Regel keine Abkürzungen 
zugelassen, selbst wenn sie im allgemeinen 
üblich sind (z.B. Doktor der Medizin). Durch 
die Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
sollen aber Ausnahmen für bestimmte Fälle 
zugelassen werden. 

Zu Nr. 4 

Wie schon in der Begründung zu Nr. 29 des 
Entwurfs ausgeführt war, ist § 42 des Per- 
sonenstandsgesetzes von 1937 weggefallen. 
Aus rechtssystematischen Gründen ist die 
dort enthaltene Ermächtigung über die Be- 
urkundung der Standesfälle von Soldaten, 
auf Grund deren die Dritte Verordnung zur 
Ausführung des Personenstandsgesetzes vom 

4. November 1939 in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 17. Oktober 1942 
(RGBl. I S. 597) ergangen ist, an diese Stelle 
des Entwurfs übernommen worden. 

Standesfälle, die sich auf der See, in der Luft, 
auf Binnenschiffen, in Landfahrzeugen oder 
in Bergwerken ereignen, weisen ebenso wie 
Standesfälle von Soldaten Besonderheiten auf. 


deren Regelung einer Rechtsverordnung 
überlassen werden kann. Dabei wird man 
zweckmäßigerweise nicht mehr auf Vorschrif- 
ten zurückgreifen, die durch das Personen- 
standsgesetz von 1875 erlassen worden sind. 

Für die sogenannten besonderen Fälle des ^41 
des Entwurfs müssen in der Durchführungs- 
vorschrift Anwendungsregeln gegeben v/erden. 

Zu Nr. 5 bis 13 

Bereits in der 1. Verordnung zur Ausführung 
des Personenstandsgesetzes von 1938 sind für 
folgende Sachgebiete Durchführungsvorschrif- 
ten enthalten: 

1. (§ 70 Nr. 5) für die Beurkundung von Per- 
sonenstandsfällen bei Personen, die sprach- 
und schreibunkundig oder körperbehindert 
sind (§§ 5 bis 7 der 1. AVO), 

2. (§ 70 Nr. 6) für die Führung des Staats- 
angehörigkeitsnachweises (§§ 18 und 37 
der 1. AVO), 

3. (§ 70 Nr. 7) für den Umfang der Beweis- 
kraft der Personenstandsbücher (^) 99 der 
1. AVO), 

4. (§ 70 Nr. 8) für die Wiederherstellung ver- 
lorener Personenstandsbücher und für die 
Führung der Zweitbücher (^§ 75 bis 85 
der 1. AVO), 

5. (§ 70 Nr. 9) für die Begriffsbestimmungen 
für totgeborene Kinder und Fehlgeburten 
(§ 64 der 1. AVO), 

6. (§ 70 Nr. 10) für das Aufgebot und die 
Eheschließung (§§ 16 bis 34 der 1. AVO), 

7. (§ 70 Nr. 11) für die statistischen Erhe- 
bungen (§ 117 der 1. AVO), 

8. (§ 70 Nr. 12) für die Mitteilungspflichten 
der Standesbeamten, der Gerichte, Behör- 
den, Notare und Konsuln (§§ 35, 114 
Abs. 2 und 16 der 1. AVO), 

9. (§ 70 Nr. 13) für das Verfahren bei der 
Festsetzung von Zwangsgeld (^§ 109 bis 
111 der 1. AVO). 

Diese Vorschriften sollen ebenfalls wieder im 
Verordnungswege erlassen werden, soweit sie 
nicht bereits in den Gesetzentwurf übernom- 
men und soweit sie noch gültig und anwend- 
bar sind. 

Bei der Wiederherstellung verlorener Per- 
sonenstandsbücher (§ 70 Nr. 8 des Entwurfs) 
wird außerdem die Anwendung technischer 
Hilfsmittel zugelassen. 
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Zu Nr. 14 

Gebührenwesen siehe oben. 

Zu Nr. 15 

Sollten bei einer etwaigen Zusammenlegung 
des Meldewesens und des Personenstands- 
wesens organisatorische Änderungen in der 
Einteilung der Standesamtsbezirke vorge- 
nommen werden müssen, so bietet diese Vor- 
sdirift eine geeignete Grundlage. Hierbei ist 
§ 57 des Gesetzes zu berücksichtigen. 

Zu Nr. 16 

Nr. 16 des Entwurfs enthält die Ermächti- 
gung, für die Zelt, in der das neue Familien- 
buch noch nicht angelegt ist, Obergangsvor- 
schriften zu erlassen. Es sollen hierbei für 
Eintragungen grundsätzlich die Vorschriften 
angewendet werden, die vor dem 1. Januar 
1955 für die Eintragung von Randvermerken 
zum Heiratseintrag, für die Führung des 
zweiten Teiles des Blattes im Familienbuch 
nacli §§ 14 und 15 des Personenstandsgesetzes 
von 1937 galten. Dabei kann für Länder, ln 
denen der zweite Teil des Blattes des Fa- 
milienbuchs nicht geführt worden ist, eine 
besondere Regelung getroffen werden. 

Zu Nr. 63 (§ 70 a) 

§ 70 a Abs. 1 überläßt die Regelung bezüg- 
lich der von 1876 bis 1938 geführten standes- 
amtlichen Nebenregister und der vor dem 
1. Januar 1876 geführten Zivilstandsregister 
und Kirchenbücher den Ländern. 

Absatz 2 Nr. 1 soll es den Ländern ermög- 
lichen, durch Rechtsverordnung zu bestim- 
men, daß auch anderen Personen als Flücht- 
lingen auf Antrag die Anlegung eines Fa- 
milienbudis möglich ist und daß ein Familien- 
buch allgemein bis zu einem bestimmten 
Entwurfs). 

Zeitpunkt angelegt wird (vgl. Begründung 
zu Nr. 13 Buchst, e Abs. 4 zu § 15 a des 
Nadi Nr. 2 soll das Land ebenfalls durch 
Rechtsverordnung zur Verwaltungsverein- 
fachung bestimmen können, daß ein Zustim- 
mung zur Bestellung des Standesbeamten 
nach § 54 nicht erforderlich ist. In solchen 
Fällen behält aber die höhere Verwaltungs- 
behörde das Recht, einen Widerruf der Be- 
stellung anzuordnen (vgl. Begründung zu 
Nr. 45). 

Nr. 3 schließlich soll dem Land die Möglich- 
keit geben, zu bestimmen, daß auch die 


höhere Verwaltungsbehörde in besonderen 
Fällen eine Anordnung nach § 41 des Ge- 
setzes treffen kann (vgl. Begründung zu 
Nr. 28). 

Zu Nr. 64 (Wegfall des § 71 Satz 3) 

Die Bestimmung des § 71 Satz 3, daß ein- 
zelne Vorschriften des Personenstandsgesetzes 
vom 6. Februar 1875 während einer Über- 
gangszeit weiter in Geltung bleiben können, 
kann als nicht mehr erforderlich gestrichen 
werden. Von dieser Ermächtigung war nur 
in § 118 der 1. Verordnung zur Ausführung 
des Personenstandsgesetzes für sog. Grenz- 
pfarreieii Gebrauch gemacht worden, für die 
§ 75 des Personenstandsgesotzes vom 6. Fe- 
bruar 1875 eine Sonderregelung vorsah. 

Artikel II 

Zu Nr. 1 

Nach 1945 wurden zunächst für die britische 
Zone, später für das gesamte Bundesgebiet 
dem Hauptstandesamt in Hamburg gewisse 
Sonderaufgaben an Stelle des Standesamts I 
in Berlin übertragen. Es besteht allgemein der 
Wunsch, wieder ausschließlidi das Standes- 
amt I in Berlin als Sonderstandesamt vorzu- 
schen. Auch hat der Senat der Flansestadt 
Hamburg aus Kostengründen die Auflösung 
des Hauptstandesamts Hamburg beantragt. 
Auch dem Rechtsamt in Hamburg sowie dem 
Amtsgericht In Hamburg wurden durch § 16 
der Verordnung des Präsidenten des Zentral- 
justizamts für die Britische Zone über Per- 
sonenstandsaiigelcgenheiten vom 12. Mai 1947 
(VO. Bl. Brit. Zone S. 33) in der Fassung der 
Verordnung zur Ergänzung der Verordnung 
über Personenstandsangelegenheltcn vom 13. 
August 1948 (VO. Bl. BZ S, 239) in VeAin- 
dung mit Nr. 7 der Ausführungsverordnung 
des Präsidenten des Zentral-Justlzamts vom 
14, Februar 1949 (ZJBl. 1949 S. 46) sowie 
durch entsprechende Gesetze der Länder und 
der amerikanischen Zone im Hinblick auf die 
Berichtigung von Personenstandsbüchern nicht 
mehr tätiger oder nicht erreichbarer Standes- 
beamter bestimmte Aufgaben zugewiesen. 
Diese sollen der Senator für Inneres in Berlin 
und das Amtsgericht Schöneberg in Berlin 
übernehmen. 

Zu Nr. 2 

Es empfiehlt sich aber, gewisse Abwicklungs- 
geschäfte das Hauptstandesamt in Hamburg 
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zu Ende führen zu lassen. Diesem Bedürfnis 
trägt die Vorschrift in Artikel II Nr. 2 Rech- 
nung. 

Die Aufgaben des Sonderstandesamts in Arol- 
sen gemäß den §§ 43 a bis 43 f des Personen- 
standsgesetzes in der Fassung des Gesetzes 
vom 15. Januar 1951 (BGBl. I S. 57) sollen 
unberührt bleiben. Diesem Sonderstandesamt 
obliegt die Beurkundung der Sterbefälle von 
Fläftllngen der ehemaligen deutschen Konzen- 
trationslager. 

Artikel III 

Zu Nr. 1 

Artikel III Nr. 1 trägt dem bereits in der 
Vorbemerkung zum Ausdruck gebrachten Be- 
dürfnis Rechnung, die eingetretene Unüber- 
sichtlichkeit des Personenstandsrechts zu be- 
seitigen und die Rechtseinheit im Bundesgebiet 
wiedcrherzustellen. Soweit Vorschriften aus 
den aufgehobenen Gesetzen und Verordnun- 
gen unverändert oder in veränderter Form 
beibehalten werden sollen, sind sie in den vor- 
liegenden Entwurf eingearbeitet oder zur Auf- 
nahme in die Ausführungsvorschriften vorge- 
sehen. 

Die Dritte Verordnung zur Ausführung des 
Personenstandsgesetzes vom 4. November 1939 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. 
Oktober 1942 (RGBl. I S. 597), die Personen- 
standsverordnung der Wehrmacht, soll einst- 
weilen bestehenbleiben. Es wird zu gegebener 
Zeit zu prüfen sein, inwieweit Sondervor- 
schriften für die Beurkundung der Standes- 
fälle von Soldaten erforderlich sind und die 
Bestimmungen der genannten Verordnung — 
gegebenenfalls ln veränderter Form — beibe- 
halten werden sollen. Nach § 70 Nr. 6 soll 
diese Regelung dem Verordnungswege über- 
lassen bleiben. 

Zu Nr. 2 und 3 

In Artikel III Nr. 2 und 3 wird die Aufhe- 
bung von Vorschriften anderer Gesetze vor- 
geschlagen, die mit dem geltenden Personen- 
standsrecht und dem Entwurf nicht vereinbar 
sind. 

Nach Nr. 2 soll die in § 167 Abs. 2 Satz 2 
des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit enthaltene Bestim- 
mung wegfallen, wmnach die Anerkennung 
der Vaterschaft bei der Anzeige der Geburt 
eines Kindes oder bei der Eheschließung auch 


von dem Standesbeamten beurkundet werden 
kann, der die Geburt oder die Eheschließung 
beurkundet. §§ 29 und 29 a des Entwurfs sehen 
vor, daß das Vaterschafts- und das Mutter- 
schaftsanerkenntnis von jedem Standesbeam- 
ten beurkundet werden kann. Das gleiche be- 
stimmet hinsichtlich des Vaterschaftsanerkennt- 
nisses schon jetzt § 61 Abs. 1 der 1. Verord- 
nung zur Ausführung des Personenstands- 
gesetzes. 

Nr. 3 soll die Zuständigkeit von Mitgliedern 
des Jugendamts zur Entgegennahme von Ein- 
benennungserklärungen gemäß § 1706 Abs. 2 
BGB und von hierzu erforderlichen Einwilli- 
gungserklärungen, wie sie jetzt in § 43 Abs. 2 
des Reichsgesetzes für Jugendw^ohlfahrt vom 
9. Juli 1922 begründet ist, beseitigen. Der Ent- 
v/urf sieht in seinem § 31 a Abs. 2 in Über- 
einstimmung mit § 62 Abs. 2 der 1. Verord- 
nung zur Ausführung des Personenstandsge- 
setzes die ausschließliche Zuständigkeit des 
Standesbeamten zur Entgegennahme dieser 
Erklärungen vor. 

Zu Nr. 4 

Nr. 4 enthält die übliche Klausel, die die Be- 
richtigung von Verweisungen auf Vorschriften 
des Personenstandsgesetzes in anderen Geset- 
zen oder Verordnungen bez\veckt. 


Artikel IV 

Die Unübersichtlichkeit der zur Zeit geltenden 
Fassung des Personenstandsgesetzes und der 
Umfang der von dem Entwurf vorgeschlage- 
nen Änderungen und Ergänzungen lassen es 
als angebracht erscheinen, die zuständigen 
Bundesminister zu ermächtigen, den Wortlaut 
des Personenstandsgesetzes im ganzen neu be- 
kanntzumachen und dabei sich etwa noch erge- 
bende Unstimmigkeiten des Wortlauts zu be- 
seitigen. 


Artikel V 

Artikel V bestimmt den Zeitpunkt des In- 
krafttretens des Gesetzes. Bei dieser Bestim- 
mung ist zu berücksichtigen, daß der Erlaß 
der Durchführungs- und Übergangsvorschrif- 
ten und die Fertigung der neuen Vordrucke 
noch eine gewisse Zeit in Anspruch nehmen 
werden. Ferner enthält Artikel V die Berlin- 
Klausel in der jetzt vorgesehenen Fassung. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Zu Nr. 1 

Am Schluß von § 1 Abs. 2 wird einge- 
fügt : „ (Personenstandsbücher) “ . 

Begründung 

Die ausdrückliche Einfügung der schon bis- 
her gebräuchlichen zusammenfassenden Be- 
zeichnung erscheint zweckmäßig. 

2. Zu Nr. 4 

Die Abs. 1 und 2 des § 5 werden wie folgt 
gefaßt: 

„(1) Die Verlobten haben bei der Be- 
stellung des Aufgebots dem Standesbeam- 
ten eine beglaubigte Abschrift oder einen 
Auszug aus dem Familienbuch vorzulegen. 
Ist einer der Verlobten nicht im Familien- 
buch eingetragen, so hat er seine Geburts- 
urkunde beizubringen. 

(2) Der Standesbeamte darf das Aufge- 
bot nur erlassen, Befreiung vom Aufgebot 
oder Abkürzung der Aufgebotsfrist nur 
bewilligen, wenn die Verlobten nachwei- 
sen, daß der beabsichtigten Eheschließung 
kein Ehehindernis entgegensteht. Reichen 
die nach Absatz 1 vorgelegten Urkunden 
nicht aus, so hat der Standesbeamte v/eitere 
Urkunden zu fordern. ‘‘ 

Begründung 

F)er Zv/eck des Familienbuches würde ent- 
wertet werden, wenn man nur eine Ge- 
burtsurkunde bei der Bestellung des Auf- 
gebots für genügend erachten wollte. Die 
weitere Ergänzung in Absatz 2 erscheint aus 
Gründen der Zusammengehörigkeit ge- 
boten. 

3. Zu Nr. 5 

In § 5 a Abs. 1 werden am Ende die Wor- 
te „bewendet es hierbei“ ersetzt durch die 
Worte „ist diese maßgebend“. 


Begründung 
Sprachliche Verbesserung. 

4. Zu Nr. 6 

T„ (C / AL^ A .1 1- 
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„v/erden“ durch das Wort „sein“ ersetzt. 
Begründung 

Ob eine Bescheinigung dieses Inhalts er- 
teilt werden kann, hängt stets von den 
Gegebenheiten des Einzelfalles ab. Eine 
Verpflichtung des Standesbeamten zu einer 
derartigen Bescheinigung sollte daher nicht 
festgelegt werden. 

5. In den §§ 11, 12, 21 und 37 PStG wird 
vor den Worten „ihr (sein) religiöses Be- 
kenntnis“ eingefügt: „sowie im Falle ihres 
(seines) Einverständnisses“. 

Begründung 

Eine Berechtigung der Standesbeamten, 
nach der Zugehörigkeit zu einer Religions- 
gemeinschaft zu fragen, kann nicht daraus 
hergeleitet werden, daß von der Religions- 
zugehörigkeit Rechte und Pflichten abhän- 
gen. Die vorgesehene Regelung ist daher 
mit Art. 140 GG in Verbindung mit Art. 
136 Weimarer Reichsverfassung nicht ver- 
einbar. Art. I Nr. 11 und 13 des Entwurfs 
ist entsprechend zu ändern. Ferner ist im 
Entwurf auch die Änderung von §§ 21 
und 37 PStG vorzusehen. 

6. Zu Nr. 13 

In § 13 Abs. 3 und in den entsprechenden 
anderen Stellen des Entv/urfs (§§ 15 a 
Abs. 3, 15 d Abs. 2, 31 a Abs. 2, 40 Abs. 1, 
41 A.bs. 1, 69 b Abs. 1 und Art. II Nr. 1) 
wird hinter den Worten „des Standes- 
amts I in Berlin“ das Wort „(West)“ ein- 
gefügt. 





Begründung 

Die Einfügung ist erforderlich zur Unter- 
scheidung von dem im sowjetischen Sektor 
Berlins befindlichen Standesamt I. 

7. Zu Nr. 13 

§ 13 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Wird die Ehe geschieden, aufgeho- 
ben oder für nichtig erklärt, stirbt der 
überlebende Ehegatte oder wird er für tot 
erklärt oder seine Todeszeit gerichtlich 
festgestellt, so wird das Familienbuch am 
bisherigen Führungsort fortgeführt.“ 

Begründung 
Sprachliche Verbesserung. 

8. Zu Nr. 13 

§ 15 Abs. 1 Nr. 1 und 3 erhalten folgende 
Fassung: 

„1. die gemeinsamen Kinder der Ehe- 
gatten,*^ 

„3. die von den Ehegatten gemeinschaft- 
lich an Kindes Statt angenommenen 
Kinder,**. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

9. Zu Nr. 13 

§ 15 a Abs. 1 Satz 2 wird eingangs wie 
folgt neu gefaßt: 

„Der Antrag ist nicht zulässig, wenn . . .** 
Begründung 

Die Anlegung von Familienbüchern im 
Falle von nach dem 1. Januar 1955 außer- 
halb des Geltungsbereldis des Gesetzes ge- 
schlossenen Ehen soll nicht ausgeschlossen 
werden. 

10. Zu Nr. 13 

a) In § 15 b Abs. 1 wird der letzte Satz 
wie folgt neu gefaßt: 

„Dies gilt nicht für Gemeinden, für die 
die zuständige Verwaltungsbehörde 
bestimmt hat, daß die Eintragungen 
ohne diese Zustimmung vorgenommen 
werden können.“ 

Begründung 

Die Änderungen dienen der Verwal- 
tungsvereinfachung. 


b) In § 15 d Abs. 2 Satz 1 und 2 werden 
jeweils die Worte „für die Frau“ durch 
die Worte „der Frau“ ersetzt. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

11. Zu Nr. 13 a (neu) 

In § 19 Zeile 1 wird das Wort „höhere“ 
durch das Wort „zuständige“ ersetzt. 

Begründung 

Die Änderung dient der Verwaltungsver- 
einfachung. 

12. Zu Nr. 14 

In § 19 a v/erden hinter dem Wort „vor- 
handen“ die Worte eingefügt „oder ist 
sein Aufenthaltsort unbekannt“. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

13. Zu Nr. 17 

In § 26 Zeile 3 werden die Worte „oberste 
Landesbehörde“ durch die Worte „zustän- 
dige Verwaltungsbehörde“ ersetzt. 

Begründung 

Die Änderung dient der Verwaltungsver- 
cinfachung. 

14. Zu Nr. 19 

In § 29 Abs. 1 werden hinter dem Wort 
„Anerkenntnis“ die Worte „auf Antrag 
eines Beteiligten“ eingefügt. 

Begründung 

Bis zur Neufassung des Personenstandsge- 
setzes im Jahre 1937 war ein Vaterschafts- 
anerkenntnis nur auf Antrag der Beteilig- 
ten einzutragen. Die Änderung erfolgte aus 
nazistischen Gründen. Die Beischreibung 
des Vaterschaftsanerkenntnisses hat keine 
konstitutive Wirkung. Die Eintragung be- 
deutet nicht immer einen Vorteil für das 
Kind, z, B. wenn die Frau einen anderen 
Mann als den natürlichen Vater heiratet. 
Es bestehen keine Gründe, weshalb die 
Eintragung des Vaterschaftsanerkenntnis- 
ses nidit der Verfügungsgewalt der Be- 
teiligten überlassen bleiben könnte. 
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15. Zu Nr. 22 

In § 31 a Abs. 2 Satz 2 wird vor den Wor- 
ten „der Standesbeamte“ das Wort „auch“ 
eingefügt. 

Begründung 

Die Einfügung erscheint zweckmäßig. 

16. Zu Nr. 23 

In § 34 a werden nach dem Wort „vorhan- 
den“ die Worte eingefügt „oder ist sein 
Aufenthaltsort unbekannt“. 

Begründung 

Vgl. Begründung zu Nr. 14 (§ 19 a). 

17. Zu Nr. 34 

a) In § 44 a Abs. 1 wird das Wort 
„höhere“ in Zeile 2 durdi das Wort 
„zuständige“ ersetzt und in Zeile 5 
ersatzlos gestrichen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Verwaltungs- 
vereinfachung. 

b) In 44 a Abs. 2 in Zeile 1 werden hin- 
ter dem Wort „Verlust“ die Worte cin- 
gefügt „oder tritt das Zweitbuch an 
die Stelle des in Verlust geratenen Per- 
sonenstandsbuchs,“. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

c) In § 44 b wird der Absatz 2 am Ende 
unter Umwandlung des Punktes in ein 
Semikolon durch die Worte „über die 
Beeidigung entscheidet das Amtsgericht“ 
ergänzt. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

18. Zu Nrn. 37 und 38 

a) In den §§ 46 a Abs. 1 und 47 Abs. 1 
werden die Worte „einem abgeschlos- 
senen Eintrag“ bzw. „ein abgeschlosse- 
ner Eintrag“ ersetzt durch die Worte 
„einer abgeschlossenen Eintragung“ 
bzw. „eine abgeschlossene Eintragung“. 

Begründung 
Sprachliche Verbesserung. 


b) In 46 a Abs. 2 wird der letzte Satz 
gestridaen. 

Begründung 

Eine Altersbegrenzung wird bei Per- 
sonenstandsurkunden nicht für tunlich 
erachtet. 

19. Zu Nr. 42 

§ 50 Abs. 1 erhält folgenden dritten Satz: 

„Haben am Orte des Landgerichts mehrere 
Amtsgerichte ihren Sitz, so bestimmt die 
Landesregierung durch Rechtsverordnung 
das zuständige Amtsgericht. Die Landes- 
regierung kann diese Ermächtigung auf die 
Landesjustizverwaltung übertragen. “ 

Begründung 

Es ist zweckmäßig, im Gesetz zu bestim- 
men, welches Organ eines Landes zustän- 
dig ist (vgl. auch Art. 80 Abs. 1 GG). 

20. Zu Nr. 43 bis 47 

Nr. 43 bis 47 werden gestrichen. 
Begründung 

Die vorgesehenen Änderungen gehen über 
die Zuständigkeit des Bundes hinaus; sie 
greifen in unzulässiger Weise in die Orga- 
nisationsgewalt und die Gesetzgebungszu- 
ständigkeit der Länder auf dem Gebiet des 
Gemcindeverfassungsredit ein. 

21. Zu Nr. 49 

In § 61 Abs. 2 Satz 2 werden hinter dem 
Wort „Behörden“ die Worte „bei Lebzei- 
ten des Kindes“ eingefügt. 

Begründung 

Der Sperrvermerk erscheint zu weitgehend. 
Die Offenlegung nach dem Tode des Kin- 
des ist mit Rücksicht auf das Erbscheins- 
verfahren geboten. 

22. Zu Nr. 56 

§ 67 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer die religiösen Feierlichkeiten 
einer Eheschließung vornimmt, bevor die 
Ehe vor dem Standesbeamten geschlossen 
ist, wird mit Geldstrafe bis zu 500 Deut- 
sche Mark oder mit Gefängnis bis zu drei 
Monaten bestraft.“ 
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Begründung 

§ 67 ist unerläßlich, um den Vorrang der 
Zivilehe zu sichern. Auf eine Strafbestim- 
mung, bei der allerdings die Höhe der an- 
gedrohten Strafe herabgesetzt werden 
kann, kann nicht verzichtet werden. 

23. Zu Nr. 60 

Folgender § 69 d wird neu eingefügt: 

4 69 d 

§ 41 Abs. 1 Satz 1 gilt auch für die Be- 
urkundung von Todesfällen deutscher 
Volkszugehöriger, welche die Eigenschaft 
eines Deutschen nicht mehr erlangt haben, 
weil sie im Zusammenhang mit den Ereig- 
nissen des 2. Weltkrieges vor ihrer Auf- 
nahme im Gebiet des Deutschen Reiches 
nach dem Stand vom 31. Dezember 1937 
auf der Flucht oder in der Gefangenschaft 
verstorben sind.“ 

Begründung 

Für die im Bundesgebiet befindlichen An- 
gehörigen des Verstorbenen, die Deutsche 
im Sinne des Art. 116 des Grundgesetzes 
geworden sind, besteht ein Bedürfnis, 
Sterbeurkunden zu erhalten. 

24. Zu Nr. 60 

Folgender § 69 e wird neu eingefügt; 

4 69 e 

Wenn auf Antrag eines Vertriebenen 
nach § 15 a dieses Gesetzes das Familien- 
buch innerhalb von 5 Jahren nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes angelegt 
wird, trägt der Bund die Kosten der An- 
legung. Der Bundesmlnister des Innern 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den 
Bundesministern der Finanzen und für 
Vertriebene durch Rechtsverordnung, die 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
die zur Durchführung notwendigen Vor- 
schriften zu erlassen.“ 

Begründung 

Die Einführung entspricht einem sachlichen 
Bedürfnis. 

25. Zu Nr. 62 

a) In § 70 Zeile 3 werden die Worte „und 
Verwaltungs Vorschriften“ gestrichen. 


Begründung 

Die Streichung erfolgt aus verfassungs- 
rechtlichen Gründen. Die einzelnen 
Bundesminister können durch Artikel 
80 des Grundgesetzes nur zum Erlaß 
von Rechtsvorschriften ermächtigt wer- 
den, nicht dagegen auch zum Erlaß von 
Verwaltungsvorschriften. Der Erlaß 
von Verwaltungs Vorschriften zu Ge- 
setzen, welche die Länder als eigene 
Angelegenheiten ausführen, ist nach 
Art. 84 Abs. 2 des Grundgesetzes nur 
der Bundesregierung in ihrer Gesamt- 
heit möglich. 

b) In § 70 v/erden die Ziff. 2, 3, 13 und 
15 gestrichen. 

Begründung 

Die in den gestrichenen Bestimmungen 
enthaltenen Regelungen überschreiten 
den zulässigen Rahmen für eine der- 
artige Ermächtigung; sic betreffen zum 
Teil reine Verwaltungs Vorschriften. 

26. Zu Nr. 63 

a) In § 70 a werden in den Abs. 1 und 2 
eingangs die Worte „Das Land“ durch 
die Worte „Die Landesregierung“ er- 
setzt. 

Begründung 

Die Änderung dient der Verwaltungs- 
vereinfachung. 

b) In § 70 a Abs. 1 Ziff. 2 werden ein- 
gangs die Worte „im Einvernehmen“ 
durch die Worte „Im Benehmen“ er- 
setzt. 

Begründung 

Nach Art. 80 Abs. 1 GG können nur 
die dort genannten Stellen zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen ermächtigt 
werden. Die Ermessensfreiheit dieser 
Stellen darf nidit dadurch einge- 
schränkt werden, daß sie nur im Ein- 
vernehmen mit einer anderen Stelle 
handeln können. 

27. Zu Art. m 

In Nr. 1 wird folgender neuer Buch- 
stabe g eingefügt: 

„g) das Gesetz des Landes Berlin über Ver- 
einfachungsmaßnahmen auf dem Ge- 
biete des Personenstandsrechts vom 
15. März 1950 (VOBl. I S. 87)“. 
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Begründung 

Die Ergänzung dient der Vervollständi- 
gung. 

28. Zu Art, IV 

Art. IV wird gestrichen. 


Begründung 

Da es sich bei den §§51 bis 59 um Landes- 
recht gev/ordene Vorschriften handelt, 
kann eine Berechtigung des Bundes, das 
gesamte Personenstandsgesetz als Bundes- 
recht neu bekanntzumachen, nicht aner- 
kannt werden. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung tritt den Vorschlägen des 
Bundesrates zu den Nr. 1 bis 4, 6 bis 10, 12, 
14 bis 19, 23, 25 Buchst, b, 26 Buchst, a und 
27 bei. Zu den übrigen Vorschlägen des Bun- 
desrates nimmt die Bundesregierung wie folgt 
Stellung: 

Zu Nr, 5 (§§ 11, 12, 2i und 37 PStG) 

Die Bundesregierung kann nicht anerkennen, 
daß die vorgesehene Regelung mit Art. 140 
GG In Verbindung mit Art. 136 der Weimarer 
Verfassung nicht vereinbar ist. Sie verbleibt 
daher bei ihrem Vorschlag. 

Zu Nr. 11 (§ 19 PStG) 

Dem Vorschlag wird beigetreten, jedoch muß 
das Wort „Zeile“ durch das Wort „Satz“ er- 
setzt werden. 

Zu Nr. 13 (§ 26 Satz 1 PStG) 

Dem Vorschläge des Bundesrates kann nicht 
beigetreten werden: Ebenso wie bei der Beur- 
kundung des Personenstandes in besonderen 
Fällen (§ 41 PStG) handelt es sich bei der 
Feststellung des Personenstandes gemäß § 26 
PStG um Anordnungen von so weittragender 
Bedeutung, daß eine Übertragung an andere 
Behörden als die oberste Landesbehordc nur 
in besonderen Ausnahmefällen in Betracht 


kommen kann. Es muß deshalb bei der vor- 
geschlagenen Fassung der Bundesregierung 
verbleiben. Den Vorschlägen des Bundesrates 
könnte aber weitgehend dadurch entgegenge- 
kommen werden, daß § 70 a Abs. 2 Nr. 3 
v/ie folgt gefaßt wird: 

„3. daß auch die höhere Verwaltungsbehörde 
eine Bestimmung nach § 26 oder eine An- 
ordnung nach § 41 treffen kann.“ 

Zu Nr. 20 und 28 (Nr. 43 bis 47 der Novelle 
und Artikel IV der Novelle) 

Die Bundesregierung kann nicht anerkennen, 
daß die in den Nr. 43 bis 47 des Entwurfs 
vorgeschlagenen Änderungen über die Zustän- 
digkeit des Bundes hinausgehen und in unzu- 
lässiger Weise in die Organisationsgewalt und 
die Gesetzgebungszuständigkeit der Länder 
auf dem Gebiete des Gemeindeverfassungs- 
rechts eingreifen. 

Wenn auch das Gemeindeorganisationsrecht 
zur Kompetenz der Länder gehört, besitzt 
doch der Bundesgesetzgeber das Recht, das 
Organisatlons- und Verfahrensrecht nach 
Art. 84 GG zu regeln, soweit die Gemeinden 
Bundesgesetze zu vollziehen haben. Dabei ist 
es unerläßlich, daß in Bundesgesetzen, die 
nach Art. 84 Abs. 1 GG die Einrichtung der 
Behörden und das Verwaltungsvcrfahren re- 
geln, auch festgelegt wird, ob sie von den 
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Gemeinden ln Selbstverwaltung oder im Auf- 
trag des Landes vollzogen werden sollen. 

Der Auffassung der Bundesregierung ist der 
Bundesrat auch in mehreren Fällen beigetre- 
ten, z. B. anläßlich der Verordnung über eine 
Statistik der familieneigenen Arbeitskräfte in 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben vom 
18. Februar 1952 (Bundesanzeiger Nr. 42 vom 
29. Februar 1952), bei § 8 des Gesetzes zur 
Änderung von Vorschriften des Reichsjugend- 
wohlfahrtsgesetzes vom 28. August 1953 
(BGBl. I S. 1035) und anläßlich der Verab- 
schiedung des § 3 des Flüchtlingsnotleistungs- 
gesetzes vom 9. März 1953 (BGBl. I S. 45). 

Der Übergang der bisher in den §§58 und 59 
PStG festgelegten Befugnisse des Reichsmi- 
nisters des Innern auf die oberste Landesbe- 
hörde ergibt sich unmittelbar aus Art. 129 
Abs. 1 Satz 1 GG. 

Da den Änderungsvorschlägen Nr. 43 bis 47 
im Rahmen des Personenstandsgesetzes jedoch 
keine entscheidende sachlldie Bedeutung zu- 
kommt, die Verabschiedung des Gesetzes we- 
gen der Wiederausstattung der Vertriebenen 
mit Personenstandsurkunden aber dringlich ist, 

zieht die Bundesregierung die Änderungs- 
vorschläge Nr. 43 bis 47 hiermit zurück. In 
diesem Zusammenhang wird auch der in 
Art. IV der Novelle enthaltene Vorschlag 
zurückgezogen, den Wortlaut des Gesetzes 
neu bekanntzumachen. Ebenso werden § 70 a 
Abs. 2 Nr. 2 PStG (betr. § 54) und die in 
Art. III Nr. 1 Buchst, a gemachten Vor- 
schläge (betr. die Verordnung über die Ver- 
einfachung der Verwaltung auf dem Gebiet 
des Personenstandswesens vom 22. Juni 1942 
— RGBl. I S. 414 — ), die mit den Nr. 43 
bis 47 und mit Art. IV in engstem Zusam- 
menhang stehen, zurückgezogen. 

Zu Nr. 21 (§ 61 Abs. 2 Satz 2 PStG) 

Dem Vorschläge wird sachlich zugestimmt. 
Aus sprachlichen Gründen empfiehlt es sich 
aber, dem § 61 Abs. 2 Satz 2 des Entwurfs 
folgenden 2. Flalbsatz anzufügen: „diese Be- 
schränkung entfällt mit dem Tode des Kindes.“ 

Zu Nr. 22 (§ 67 PStG) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß die Androhung einer Gefängnis- 
strafe entfällt und § 67 Abs. 1 PStG folgende 
Fassung erhält: 

4 67 

(1) Wer die religiösen Feierlichkeiten einer 


Eheschließung vornimmt, bevor die Ehe vor 
dem Standesbeamten geschlossen ist, wird mit 
Geldstrafe bis zu fünfhundert Deutsche Mark 
bestraft.“ 

Zu Nr. 24 (§ 69 e [neu] PStG) 

Die Bundesregierung kann sich mit der Ein- 
fügung dieser Vorschrift nicht einverstanden 
erklären, da es sich bei der Wiederausstattung 
der Vertriebenen mit Personenstandsurkunden 
nicht um eine unmittelbare Kriegsfolgelast 
handelt. Da die Länder auf dem Gebiete des 
Personenstandswesens die Gesetze als eigene 
Angelegenheit ausführen, obliegen ihnen auch 
die damit zusammenhängenden Verwaltungs- 
kosten. Im übrigen darf darauf hingewiesen 
werden, daß auf jede Gemeinde nur ein ver- 
hältnismäßig geringfügiger Betrag entfällt. Die 
Kosten sind auf etwa 5 Millionen DM veran- 
schlagt worden, die sich auf fünf Jahre und 
1 5 000 Standesämter verteilen würden. 

Zu Nr. 25 Buchst, a (§ 70 PStG) 

Die Bundesregierung vertritt weiterhin die 
Auffassung, daß auch einzelne Bundesminister 
allgemeine Verwaltungsvorsdiriften erlassen 
können. 

Da der Vorschrift im Rahmen des Personen- 
standsgesetzes aber keine grundsätzliche Be- 
deutung zukommt und da die Wiederausstat- 
tung der Vertriebenen mit Personenstandsur- 
kunden eine baldige Erledigung verlangt, stellt 
die Bundesregierung ihre Bedenken gegen den 
Vorschlag des Bundesrates zurück. 

Zu Nr. 26 Buchst, b (§ 70 a Abs. 1 Nr. 2 
PStG) 

Die Bundesregierung vermag dem Vorschläge 
des Bundesrates nidit beizutreten: Die Kir- 
chenbücher, die Register und die Zweitschrif- 
ten solcher Bücher und Register sind Eigentum 
der Kirchen. Nach Art. 140 GG sind die 
Art. 136 bis 141 der Weimarer Verfassung Be- 
standteil des Grundgesetzes geworden. Nach 
den genannten Verfassungsbestimmungen ord- 
net und verwaltet jede Religionsgesellschaft 
aber ihre Angelegenheiten selbständig inner- 
halb der Schranken des für alle geltenden 
Gesetzes. Ebenso werden das Eigentum und 
andere Rechte der Religionsgesellschaften ge- 
währleistet. Unter diesen Umständen kann 
von staatlichen Stellen nur im Einvernehmen 
mit den Kirchen und Religionsgesellschaften 
über die Kirchenbücher verfügt werden. 
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